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Heike Förster 

1 Einleitung

Zu Beginn soll der Workshop in den Kontext der wissenschaftlichen 
Begleitung der Bundesmodellprogramme „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E&C) und „Lokales Kapital für 
soziale Zwecke“ (LOS) gestellt werden. Ausgehend davon, dass nicht allen 
TeilnehmerInnen die Programmplattform E&C und das Programm LOS 
bekannt sind, werden diese zunächst eingeführt. 

In den 90er Jahren verschärften sich die infrastrukturellen und sozialen 
Problemlagen segregierter Gebiete vor allem in den Großstädten in 
Deutschland. Der Handlungsdruck führte dazu, dass von Seiten des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 1999 das 
Programm "Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale 
Stadt" aufgelegt wurde. Daran anknüpfend wurde das Programm E&C des 
BMFSFJ genau in diesen Stadtteilen angesiedelt, um eine 
ressortübergreifende Bündelung der Ressourcen und Aktivitäten in sozialen 
Brennpunkten zur Verbesserung der Lebensbedingungen und Chancen der 
dort lebenden Kinder und Jugendlichen zu ermöglichen und ein wirksamer 
Impuls für „nachhaltige Entwicklungen“ gegeben wird. 

Zu betonen ist dabei, dass E&C kein Modellprogramm für sich darstellt, 
in dem Einzelprojekte gefördert werden, sondern es handelt sich um eine 
Programmphilosophie, die unterschiedliche Ansätze unter einem Dach 
vereinigt. 

Bisher gab/gibt es folgende Bausteine zur Umsetzung: 

Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS) 2004-2007
Freiwilliges Soziales Trainingsjahr (FSTJ) 2000-2004
Netzwerke und Soziales Ehrenamt – strukturschwache ländliche
Regionen 2000-2003 
Lokale Aktionspläne für Toleranz und Demokratie gegen  
Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus und Antisemitismus 2001 
KuQ – Kompetenz und Qualifikation für junge Menschen in sozialen
Brennpunkten 2002 
Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum 2000-2002 
Wettbewerb „Fit für Leben und Arbeit – Neue Praxismodelle zur  
beruflichen und sozialen Integration von Jugendlichen“ 1999-2000 
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Für einen Großteil der Bausteine gab bzw. gibt es eigenständige 
wissenschaftliche Begleitstudien. 

Die wissenschaftliche Begleitung des Programms E&C hat sich in der 
ersten Phase (2000-2003) weitgehend auf die Analyse der entstandenen 
institutionellen Netzwerkstrukturen in den Stadtteilen, ihre Voraussetzungen 
und Wirkungsweise konzentriert.  

Die Ergebnisse der ersten Phase weisen darauf hin, dass die Wirksamkeit 
der lokalen Netzwerke und damit auch der beteiligten Instanzen der Kinder- 
und Jugendhilfe in Bezug auf die Stadtteile offenbar im hohen Maße von 
der vorherrschenden Art und Weise der kommunalpolitischen Steuerung 
insgesamt abhängt. Daraus leitet sich die zentrale Fragestellung der zweiten 
Phase der wissenschaftlichen Begleitung von E&C ab: Welche 
kommunalpolitischen Entscheidungsmuster sind vorzufinden? Die These 
lautet, dass dabei lokalen Netzwerken und den jeweiligen Akteuren 
unterschiedliche Bedeutung zukommt. 

Für die weitere Arbeit der wissenschaftlichen Begleitung von E&C wird 
davon ausgegangen, dass das Programm E&C im Kern Elemente aufweist, 
die kooperative, partizipative und dezentrale Strategien der 
Kommunalpolitik im Sinne von urban governance1 nahe legen. Sowohl die 
starke Akzentsetzung auf den Vernetzungsgedanken – z.B. im Sinne einer 
ämter- und ressortübergreifenden Zusammenarbeit –  als auch die Betonung 
der Unterstützung  und Beteiligung lokaler Ressourcen in den Stadtteilen 
sind Ausdruck davon. 

An dieser Stelle werden die theoretischen Annahmen jedoch ausgespart, 
da sie in den Beiträgen von Christiane Kochner und Dr. Susann Burchardt 
detailliert ausgeführt werden. 

Da die primären Partner des Programms E&C die in den Stadtteilen und 
deren Umfeld tätigen öffentlichen und freien Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe und deren Dachverbände bis hin zu den 
Trägerzusammenschlüssen und Geschäftsstellen auf Bundesebene sind, liegt 

1 „Governance bezeichnet eine veränderte Sichtweise des Regierens, der Strukturen und Prozesse 
des ‚Politikmachens’, der Politikformulierung und -umsetzung. Neue Formen der Kooperation 
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren, der horizontalen Koordination und Integration, 
von Vertrauen und Legitimität geraten zunehmend in das Aufmerksamkeitsfeld der Forschung und 
gelten als Chance für die Gewinnung politischer Gestaltungsspielräume.“ (Jann/Wegrich 2004: 
Governance und Verwaltungspolitik. In: Benz, A. (Hrsg.) Governance – Regieren in komplexen 
Regelsystemen. S. 194) 
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es nahe, dass die wissenschaftliche Begleitung sich primär auf die Rolle der 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe und der anderen jugendpolitischen 
Akteure im Stadtteil konzentriert. 

Um die Art und Weise der Entscheidungsprozesse abbilden zu können, 
wird die wissenschaftliche Begleitung auf drei Kernbereiche fokussiert: 

1. die lokalen Aktionspläne im Rahmen des ESF-Programms „Lokales 
Kapital für soziale Zwecke“, 

2. die Rolle der Kinder- und Jugendhilfe im Verhältnis zu den neuen 
Einrichtungen der Arbeitsvermittlung (Job-Centern) im Zuge der 
Umsetzung des SGB II, 

3. die Rolle der Schule im Sozialraum. 

Anhand exemplarischer Fallstudien in 12 ausgewählten Standorten wird 
analysiert, welche Art von lokalen Aktionsplänen unter welchen 
Bedingungen sich als erfolgversprechend im Hinblick auf die 
Programmziele bewähren. Es geht um Fragen der institutionellen, 
politischen, finanziellen und personellen Voraussetzungen, der Einbettung 
der Aktionspläne in vorhandene Strukturen und Programme, der 
eingesetzten partizipativen Momente, der thematischen Weite bzw. 
Konzentration des Aktionsplanes, der steuernden Instanzen, der 
aktivierenden Komponenten, der Entscheidungs- und 
Legitimationsverfahren, der strategischen und operativen Klarheit bei der 
Implementation und Umsetzung der Pläne und der zugrunde liegenden 
Standards etc. 

Dabei wurden bzw. werden mit folgenden Ansprechpartnern in den 
ausgewählten Orten leitfadengestützte Interviews durchgeführt, um die 
vorherrschenden Steuerungsmodi zu analysieren: 

Politische Ebene 
Ämter 
- Jugendamt 
- Schulamt 
- Stadtplanungsamt 

Institutionen
- Arbeitsagentur 
- Jugendhilfeausschuss
- Schulen
- ARGE

Koordinatorinnen/Koordinatoren LOS (Begleitausschuss) 
Quartiersmanager/innen / Stadtteilmanager/innen 
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Einrichtungen
- Jugendfreizeiteinrichtungen
- Träger von E&C-Bausteinen 
- Partizipationsinstanzen 

Auf der Grundlage dieser 12 Fallstudien sollen Indikatoren erarbeitet 
werden, die eine Gesamterhebung in allen E&C-Gebieten zu den 
Fragestellungen der wissenschaftlichen Begleitung ermöglichen, um so die 
Modi der kommunalpolitischen Steuerung und den Zusammenhang dieser 
mit der Wirksamkeit von Netzwerken präziser analysieren und beschreiben 
zu können.

Vor dem Hintergrund dieser Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung 
geht es in diesem Workshop vor allem darum, sich Governancestrategien in 
der Umsetzung in unterschiedlichen Programmen bzw. Politikfeldern zu 
nähern. So wird der Bogen über die Betrachtung von Verwaltung als 
abstraktem Gebilde bis hin zu konkreten Erfahrungen z.B. im Programm 
„Soziale Stadt“ oder „LOS“ gespannt. Dieser Vorgehensweise lag die 
Erfahrung zugrunde, dass der Begriff Governance in unterschiedlichen 
Kontexten und Intentionen verwendet wird, so dass eine Akzentuierung für 
den Verlauf der wissenschaftlichen Begleitung notwendig erschien. Darüber 
hinaus wollten wir erste Ergebnisse unserer Arbeit zur Diskussion stellen. 

Die Beiträge folgen dem Verlauf des Workshops anhand der Referate, 
die Diskussion wird in der Dokumentation jedoch nicht wiedergegeben. Die 
Verfasser sind für ihre Beiträge selbst verantwortlich. 
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Kai-Uwe Schnapp 

2 Kommunalverwaltung:
Beteiligungsansprüche und schlanker 
Staat. 
Kann die Dezentralisierung administrativer 
Verantwortung ein Mittel zur Befriedigung 
erhöhter Beteiligungsansprüche der Bürger 
sein?

2.1 Problemstellung  

Politische Systeme stehen immer wieder unter Anpassungsdruck, um die 
Grundlagen ihrer eigenen Existenz zu sichern. Dieser Anpassungsdruck 
entsteht auf der Leistungsseite, weil wechselnde Probleme gelöst werden 
müssen, und für demokratische Systeme auch auf der Input- oder 
Prozessseite, weil beständig Legitimität auch dadurch reproduziert werden 
muss, dass echte Teilhabechancen für Bürgerinnen und Bürger bestehen. 

Auf der Leistungsseite ist in vielen Demokratien eine Situation 
entstanden, in der eine sinkende materielle Leistungsfähigkeit „des Staates“ 
relativ zu den Ansprüchen der Abnehmer staatlicher Leistungen konstatiert 
werden muss. In der Situation potenzieller Leistungsüberforderung begann 
der Staat zunächst, sich eine Abmagerungskur zu verschreiben. In diesem 
Zusammenhang entstand das Leitbild vom „schlanken Staat“. In den 
Kontext des schlanken Staates gehören vor allem die Bemühungen um neue 
Steuerungsmodelle in den öffentlichen Verwaltungen. Als die 
Verschlankungsbemühungen allein nicht die erhofften Wirkungen zeigten, 
begann der Staat nach Möglichkeiten einer breiteren Beteiligung der 
Bürgerschaft an der Produktion seiner Leistungen Ausschau zu halten. Mit 
Hilfe dieser Bürgerschaft sollten Leistungsdefizite ausgeglichen werden. 
Der Staat prägte, um sein Bemühen um eine engagierte Bürgerschaft auf 
den Begriff zu bringen, jetzt das Leitbild vom „aktivierenden Staat“. 

Auf der Inputseite des demokratischen Prozesses stehen Bürger, die in 
steigendem Maße an politischen Entscheidungen beteiligt, die, wie Klages 
es nennt, „Subjekt des eigenen Handelns“ sein wollen. Wenn Demokratien 
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ihre Existenzgrundlage, zu der die Akzeptanz bei Bürgerinnen und Bürgern 
als zentrales Element gehört, nicht untergraben wollen, dann müssen sie 
prozedurale Antworten auf diese Partizipationsbedürfnisse finden. Der aktiv 
gewordenen Bürgerschaft müssen Räume geöffnet werden, in denen sich die 
„Bürgergesellschaft“, nach der der „Aktivierende Staat“ ja selbst ruft, 
entfalten kann. 

Öffentliche – und hier besonders kommunale – Verwaltungen stehen in 
dem beschriebenen Anpassungsprozess gegenwärtig wohl stärker als andere 
Teile des politisch-administrativen Systems unter Änderungsdruck. Staats- 
und Verwaltungsmodernisierung, Kundenorientierung, privatwirtschaftliche 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben (outsourcing) und eine generelle 
Orientierung der Erbringung öffentlicher Leistungen an der Rationalität 
wirtschaftlichen Handelns legen hiervon beredtes Zeugnis ab. Der Staat 
verabschiedet sich in einer zunehmenden Anzahl von Bereichen von seiner 
Rolle als Spitze in einer Entscheidungs- und Leistungshierarchie, und 
nimmt immer häufiger die Rolle eines kooperationswilligen und 
Koordination leistenden Partners an. Die Konjunktur des Begriffes 
„governance“ in der wissenschaftlichen und praktischen Diskussion kann 
als Symbol für diesen Wandel des Staats- und Verwaltungsverständnisses 
gelesen werden. 

Versteht man „governance“ als einen in vernetzten hierarchiearmen 
Akteurskonstellationen ablaufenden Prozess der Erbringung 
gesellschaftlicher Steuerungsleistungen, dann sind staatliche Institutionen 
wie eben beschrieben gleichberechtigte Akteure unter anderen. Sie 
unterscheiden sich von nichtstaatlichen Akteuren aber dadurch, dass sie 
über die in der Verfassung verbriefte Autorität zur Verabschiedung und 
Implementation gesellschaftlich bindender Entscheidungen verfügen.2

In meinem Vortrag soll es nun insbesondere um den sich wandelnden 
Beitrag gehen, den kommunale Verwaltungen leisten können, um sowohl 
den sich ändernden Leistungsanforderungen als auch den gewandelten 
Partizipationsbedürfnissen zu entsprechen. Dabei wird von 
Kommunalverwaltungen ausgegangen, die nach neuen Steuerungsmodellen 

2 Beide Funktionen können politische und administrative Akteure aber nicht mehr ohne die aktive 
Unterstützung gesellschaftlicher Akteure erbringen. Der Staat wandelt sich, wie das 
systemtheoretische Ansätze schon seit längerem beschreiben (u.a. Willke/Glagow 1987), von einem 
direktiven zu einem kooperativen Akteur. 



12

reorganisiert sind und in dezentralisierter Verantwortung arbeiten. In meiner 
Darstellung möchte ich zeigen, dass das Organisationspotenzial von 
Verwaltungen, die nach neuen Steuerungsmodellen reformiert wurden, nicht 
nur eine verbesserte Leistungserbringung sichern, sondern auch zur 
Realisierung eines stärker partizipativen Politikstils genutzt werden kann. 

Ich werde in folgenden Schritten vorgehen: zunächst werde ich auf 
allgemeiner Ebene eine Verbindung zwischen Verwaltungsreform und 
Bürgerengagement herstellen und dabei die kommunale Ebene in den 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit rücken. Dann soll am Beispiel der 
dänischen Schulausschüsse gezeigt werden, wie dezentralisierte Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben, Bürgerengagement und Bürgereinfluss 
zusammengebracht werden können. Im Zusammenhang damit gehe ich auf 
das Problem nutzerbezogener Beteiligungsmöglichkeiten ein, um die 
Notwendigkeit und Möglichkeiten der Verschränkung 
engagementzentrierter Einflussmöglichkeiten mit den hergebrachten 
repräsentativen Entscheidungsverfahren diskutieren zu können. Als 
Gegenbeispiel zum dänischen Modell der Schulsteuerung wird dargestellt, 
wie Elterneinfluss an deutschen Schulen organisiert ist und was geändert 
werden müsste, um effektivere Einflussmöglichkeiten zu schaffen. 
Schließlich lege ich zusammenfassend nochmals dar, wie unter der 
Schirmherrschaft repräsentativ verfasster politischer Entscheidungsgremien 
dezentrale Ausführungsverantwortung und Bürgereinfluss kombiniert 
werden können, um sowohl Leistungs- wie Prozessprobleme von 
Demokratien lösen zu helfen. 

2.2 Verwaltungsreform und Bürgerengagement 

Die von demokratischen Systemen zu lösenden politischen Probleme 
verweisen, das wurde bereits angesprochen, auf der Input- wie auch auf der 
Outputseite auf die Bürger. Inputseitig sind die partizipationswilligen 
Bürger selbst ein Problem, outputseitig werden sie als Teil der Lösung von 
Problemen angesehen. „Bürgergesellschaft“ und „Aktivierender Staat“ sind 
die Begriffe, auf die diese Probleme gebracht wurden. Dabei ist der 
„Aktivierende Staat“ in der Bundesrepublik Deutschland potenziell immer 
noch ein sehr fürsorglicher oder gar paternalistischer Staat, wie etwa 
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folgende Formulierung deutlich macht: “Der aktivierende Staat ist der Staat, 
der die Bürgerinnen und Bürger dazu bringt teilzuhaben. ... Wer zu schwach 
ist, von den Möglichkeiten zur Partizipation gebrauch zu machen, der oder 
die wird aktiviert“ (Baer 2002: 170)3.

Nach verbreiteter Meinung ist die unterste Ebene des politischen und 
Verwaltungsprozesses, die Kommune, der am meisten geeignete Ort für die 
Partizipation ermöglichende Öffnung von Steuerungsprozessen. Hier tobt 
das Leben der Bürgerinnen und Bürger in seiner ganzen Vielgestaltigkeit 
und Komplexität, hier entstehen die meisten Probleme, und hier müssen sie 
in der Regel auch gelöst werden. Kommunalpolitiker und -verwaltungen 
sind aber nicht nur diejenigen politisch-administrativen Akteure mit der 
größten Nähe zum Bürger und mit den unmittelbarsten Eingriffen in seine 
Handlungswelt, die Kommunen genießen in der Bundesrepublik 
Deutschland auch das im Grundgesetz gesicherte Recht der kommunalen 
Selbstverwaltung (Artikel 28.2). Neben der objektiven Nähe zum Bürger ist 
es dieses Recht auf Selbstverwaltung, das die Gemeinde zum geeigneten 
Ansatzpunkt für die Öffnung von Gestaltungsspielräumen für die Bürger 
macht. 

Verwaltungsreformen, die unter dem Begriff des „Neuen 
Steuerungsmodells“ („New Public Management“) in den letzten 15 Jahren 
Raum gegriffen haben, schaffen günstige Voraussetzungen, um unter 
Ausnutzung dieses Selbstverwaltungsrechtes effektive 
Beteiligungsmöglichkeiten zu schaffen.

3 Reichardt und Schuppan (2000: 90) verweisen in anderer Weise auf das Problem: „Müsste ein 
aktivierender Staat aus Gründen seiner Glaubwürdigkeit nicht ein genuines politisches Interesse am 
Bürger haben, oder reicht es aus, vor dem Hintergrund zurückgehender staatlicher Ressourcen nach 
der Bürgerschaft zu rufen?“ Außerdem kritisieren sie, dass das Leitbild des „aktivierenden Staates“ 
von der Bundesregierung zunehmend zu einem Leitbild für die Binnenmodernisierung der 
Bundesverwaltung degeneriert, die dann nicht einmal konsequent kritische Probleme (Personalrecht) 
aufgreift. 
Schließlich schreibt Wollmann in einer Veröffentlichung der Enquete-Kommission „Bürgerschaftliches 
Engagement“ (Wollmann 2002: 111): „Vor diesem Hintergrund könnte und sollte sich staatliche 
Politik (auch und gerade innerhalb der Konzeption eines aktivierenden Staates) darauf richten und 
darauf beschränken, die ’Gelegenheitsstrukturen’ für eine intensivere Ausschöpfung des politisch-
gesellschaftlichen Teilhabe-, Mitwirkungs- und Gestaltungspotenzials zu verstärken.“ 
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Eines der zentralen Elemente der Reformvorstellungen für die 
Verwaltungsstruktur ist eine Aufgabenverlagerung nach unten an 
ökonomisch zunehmend selbständig agierende Einheiten, die in eigener 
Regie und mit eigenen Budgets kommunale Aufgaben erledigen.4

Genau hier, bei den Verwaltungen mit dezentralisierter 
Ausführungsverantwortung, öffnen sich Möglichkeiten, „die Bürgerschaft“ 
aktiv in den politischen und Verwaltungsprozess eingreifen zu lassen, indem 
die Bürger in die Ausführung selbst einbezogen und an den 
Ausführungsentscheidungen beteiligt werden. 

Diese Möglichkeiten wurden jedoch am Beginn der Umsetzung der 
Verwaltungsreformen bis in die Mitte der 90er Jahre hinein kaum verfolgt. 
Die Bürger wurden fast ausschließlich als Kunden der Verwaltung 
aufgefasst, es ging um die Entwicklung der Dienstleistungskommune. Diese 
Betrachtungsweise galt als modern und angemessen, weil sie die 
Ausrichtung der inneren Organisation der Verwaltungen an den Strukturen 
privatwirtschaftlicher Unternehmen deutlich machte. 

Aus Sicht einer lebhaften Demokratie muss die Verengung des Bürgers 
auf eine Kundenrolle aber als problematisch angesehen werden, weil der 
Bürger Kunde in einer vorwiegend passiven Stellung verbleibt. Er wird 
zwar zuvorkommender behandelt, hat aber nach wie vor kaum 
Einflussmöglichkeiten auf das, was in den politischen Gremien und 
Verwaltungen in seinem Gemeinwesen passiert. Und im Unterschied zum 
Kunden eines privatwirtschaftlichen Unternehmens hat er meist auch nicht 
die Möglichkeit des Anbieterwechsels, wenn ihm die erbrachten Leistungen 
nicht zusagen, da öffentliche Leistungen in der Regel monopolistisch 
produziert werden.  

4 Allerdings macht Kuhlmann (2004: 35) darauf aufmerksam, dass es de facto um die 
Dezentralisierung in Deutschland oft weniger gut bestellt ist, als die inzwischen 15 Jahre lange 
Reformgeschichte vermuten ließe. Vielmehr ist an vielen Standorten in den letzten Jahren bereits 
wieder ein Abrücken von der Dezentralisierung der Ressourcenverantwortung zu beobachten. Davon 
unbenommen bleibt aber, dass die rechtlichen Möglichkeiten zur Durchsetzung einer dezentralen 
Verantwortung weiter vorhanden sind. 
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Drastisch gesprochen, haben wir es mit einem Kunden zu tun, dem außer 
Loyalität zum Anbieter nichts bleibt, denn die Exit-Option steht mangels 
Alternativen nicht offen, und die Voice-Option gehört nicht oder wenigstens 
nicht zentral ins Kundenkonzept.5

Seit Mitte der 90er Jahre wird der Bürger in Reformvorstellungen und 
Modellprojekten jedoch in zunehmendem Maße als aktiv an politischen und 
Verwaltungsprozessen zu Beteiligender wahrgenommen. Dafür stehen 
Modellprojekte wie das CIVITAS-Netzwerk, das Netzwerk Kommunen der 
Zukunft und die Initiative „Kommunaler Bürgerhaushalt“. In diesen 
Projekten werden die Bürger als zumindest zu Informierende und nach 
Maßgabe der Möglichkeiten auch an Entscheidungen zu Beteiligende 
verstanden. Gleichzeitig soll die Bürgerschaft auch einen erheblichen 
Beitrag zur Lösung materieller Probleme leisten, vor denen Kommunen 
gegenwärtig stehen. An solche Vorstellungen zu Bürgerbeteiligung und 
Bürgerengagement will ich anknüpfen und nach weiteren Möglichkeiten zur 
Einbindung der Bürger in kommunale Entscheidungsprozesse suchen. Auf 
diesem Wege sollen Möglichkeiten gefunden werden, damit eine politisch 
interessierte und aktive Bürgerschaft als „Subjekt des eigenen Handelns“ 
regelmäßiger Bestandteil des Prozesses der Erbringung öffentlicher 
Leistungen werden kann und darüber hinaus auch an den 
Entscheidungsprozessen beteiligt wird, die sich um die Erbringung dieser 
öffentlichen Leistungen ranken. 

Gelingt es auf diesem Wege, den Informationsaustausch zwischen 
Bürgern und Verwaltungen auf eine gestaltende Ebene zu heben, so können 
Verwaltungen zum institutionellen Mitträger eines deliberativen Politikstils 
werden. Hauptcharakteristik eines solchen Politikstils wäre die regelmäßige 
Interaktion zwischen Verwaltung, einzelnen Bürgern und Bürgergruppen 
sowie politischen Entscheidungsgremien bei der Vorbereitung politischer 
Entscheidungen und Umsetzung (Bang/Sørensen 1998: 25).

Ein solcher Politikstil kann neben der erhofften Verbesserung der 
Leistungen des Verwaltungssystems vor allem auch zu einer Stabilisierung 
oder sogar Erhöhung des Niveaus generalisierter Unterstützung6 für das 

5 Diese Begriffe gehen auf Hirschmann (1970) zurück, und beschreiben die grundlegenden Optionen 
des Umgangs mit Firmen, Organisationen u.ä. für deren Angehörige und Kunden, Mitglieder usw. 
6 Zum Konzept der generalisierten Unterstützung vergleiche Fuchs 1989 (21-32) und Fuchs 1993 
(106-107).
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politische System beitragen. Beobachtungen etwa von Bang und Sørensen 
(1998: 25) wie auch Dienel (1991: 206-208) legen die Vermutung nahe, 
dass es zur Erzielung dieser Wirkung nicht einmal darauf ankommt, dass 
der oder die Einzelne die unmittelbare Hoffnung auf Durchsetzung von 
Interessen mit diesen Instrumenten verbindet. Allein die offensichtliche 
Responsivität des Entscheidungssystems gegenüber konkreten 
Bürgervorschlägen wirkt bereits akzeptanzerhöhend. 

2.3 Ein Beispiel – Das dänische Modell der 
Schulausschüsse

Als Beispiel für eine mögliche Verbindung von sich ändernden 
Verwaltungsstrukturen und Bürgereinbindung in Entscheidungsprozesse, 
beziehe ich mich auf das dänische Modell der Schulausschüsse, oder, um 
das dänische Wort „skolebestyrelser“ wörtlich zu übersetzen 
„Schulvorstände“.

Zunächst möchte ich aber begründen, warum gerade Dänemark als 
willkommenes Beispiel erscheint. Die dänische Kommunalverwaltung ist 
eine der am konsequentesten dezentralisierten Selbstverwaltungen weltweit. 
Die Verwaltungsreformen der letzten 20 Jahre setzten hier vor allem auf 
eine konsequente Verantwortungsdezentralisierung und unterscheiden sich 
damit etwa von den Reformen in Schweden und Norwegen, wo die 
Verwaltungsreform stärker auf die Einführung von Marktmechanismen 
orientiert war (Hansen 1999). Außerdem wird in Dänemark dem direkten 
Nutzereinfluss auf der kommunalen Ebene hohe Bedeutung beigemessen. 
Das heißt z.B., dass in den dänischen Kommunen für viele Einrichtungen 
obligatorische Nutzerausschüsse existieren. In den Schulen sind das die 
eben genannten Schulvorstände. Diese Ausschüsse besitzen in der Regel 
nicht nur beratende, sondern mitentscheidende Funktion. 

Deshalb eignet sich das dänische Modell besonders gut um zu zeigen, 
wie selbständige, dass heißt eigenverantwortlich handelnde und mit 
Budgethoheit ausgestattete, Einheiten zur Erbringung öffentlicher 
Leistungen systematisch mit Entscheidungsstrukturen ausgestattet werden 
können, die eine Einflussnahme interessierter Bürgerinnen und Bürger auf 
die Erbringung öffentlicher Leistungen gestatten. Interessierte Bürger 
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werden direkt an den Entscheidungen, ihrer Ausführung und der Kontrolle 
der Arbeit der öffentlichen Einrichtungen bzw. Verwaltungen beteiligt. Sie 
gewinnen also in einem ganz konkreten Bereich Gestaltungs- und 
Einflussmöglichkeiten und werden auf diese Weise auch zu 
weiterführendem materiellen Engagement angeregt. 

2.3.1 Rahmendaten 

Lassen Sie mich, um das dänische Beispiel angemessen darstellen zu 
können, in gebotener Kürze auf das kommunalverwaltungsseitige Umfeld 
dieser Schulausschüsse eingehen.

1970 wurde in Dänemark eine große Kommunalreform durchgeführt. Die 
Kommunen wurden deutlich vergrößert und im gleichen Zuge ihre 
politische und finanzielle Autonomie stark erweitert. 

In den 1980er Jahren gab es einen zweiten Dezentralisierungsschub,
diesmal innerhalb der Kommunen. Die Erfüllung bestimmter kommunaler 
Aufgaben, etwa im Bereich der Schulbildung und der Sozialpolitik, wurden 
auf eigenverantwortlich handelnde öffentliche Institutionen verlagert. 
Gleichzeitig wurden Nutzerausschüsse in diesen Institutionen eingerichtet 
und, etwa im Bereich der Schulen, seit 1986 begrenzte Wahloptionen 
geschaffen. Letzteres heißt, dass in Abkehr von dem bis dahin geltenden 
strengen Territorialprinzip, Eltern jetzt die Möglichkeit erhielten, die 
Schule, an die sie ihre Kinder schicken würden, innerhalb bestimmter 
Grenzen frei zu wählen. 

1990 kam es dann zu einem neuen Schulgesetz, in dem für die 
Grundschulen (Folkeskolen) und auch für die Gymnasien starke 
Erweiterungen der Teilhaberechte der Nutzerausschüsse festgelegt wurden. 

2.3.2 Aufgaben und Rechte der Schulausschüsse  

Damit zu den Aufgaben und Rechten der Ausschüsse, wie sie von Floris und 
Bidsted (1998) dargestellt werden: 

Bis auf grundsätzliche Finanz- und Personalangelegenheiten werden alle 
Angelegenheiten der Schule von den Ausschüssen beraten und beschlossen. 
Die Kommune beschließt also lediglich über die Größe des Gesamtbudgets 
und trägt die formelle Verantwortung für die Personalpolitik. 
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Die Schulausschüsse in den Grundschulen bestehen aus 5-7 
Elternrepräsentanten, diese werden für 4 Jahre gewählt, 2 Lehrern, 2 
Schülervertretern7 und dem Schulleiter (ohne Stimmrecht). Die genaue 
Anzahl der Elternvertreter bestimmt die Kommune. Es muss lediglich  
sichergestellt sein, so fordert es das Gesetz, dass die Eltern die Mehrheit im 
Schulausschuss haben. Die Zusammensetzung der Schulausschüsse in den 
Gymnasien umfasst außer den vorgenannten Gruppen Vertreter des 
Gemeinderates sowie Vertreter örtlicher Vereine, Organisationen oder auch 
Unternehmen.8 Hier fordert das Gesetz, dass Eltern und die letztgenannten
Gruppen über eine Mehrheit im Schulausschuss verfügen.

Eltern und Schüler können von der Kommune für die Arbeit im 
Schulausschuss entschädigt und Mehraufwendungen können erstattet 
werden.

Zu den Kompetenzen der Schulausschüsse in den Grundschulen gehören 
im Einzelnen: 

Die Festlegung von Grundprinzipien für die Organisation des Unterrichts 
(Stundentafel, Platzierung der Schüler in den Klassen, Angebot an 
Wahlfächern, Spezialunterricht), für die Zusammenarbeit von Schule und 
Eltern, für die Art und Weise der Berichterstattung der Schule über die 
Ausbildungsergebnisse an die Eltern und für die Arbeitsverteilung zwischen 
den Lehrern. 

Die Schulausschüsse bestätigen das Schulbudget und die Aufwendungen 
für den Unterricht. 

Die Schulausschüsse beschließen die Hausordnung der Schule. 
Sie legen Richtlinien für die Durchführung anderer Schulaktivitäten wie 

Schulfahrten und Gemeinschaftsveranstaltungen fest. 
Die Schulausschüsse sollen außerdem die Tagesordnung für ihre 

Sitzungen bestimmen und Beschlussprotokolle anfertigen, einen 
Jahresbericht vorlegen, der Kommunalverwaltung Vorlagen für die 
Studienpläne (Lehrpläne) unterbreiten. Sie sind der Kommune gegenüber in 
umfassendem Sinne auskunfts- und rechenschaftspflichtig über die 
Angelegenheiten der Schulen. 

7 Wählbar sind und Wahlrecht haben Schüler ab der 5ten Klasse. 
8 Der Kreis der zu beteiligenden Akteure wird also um Organisationen und Gruppen erweitert, die in 
nahezu jeder Diskussion um lokale Governancestrategien als zentrale Teilnehmer solcher 
Steuerungsnetzwerke angesehen werden. 
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Die Kommunalverwaltung kann weitere bislang nicht genannte 
Kompetenzen an die Schulausschüsse übergeben.9

Die Kompetenzen der Ausschüsse bei den Gymnasien sind ähnlich 
gestaltet, aber insgesamt in geringerem Maße reguliert. Ein maßgeblicher 
Unterschied besteht außerdem in der expliziten Verpflichtung der 
Gymnasialausschüsse auf die Zusammenarbeit mit der Kommune sowie mit 
Organisationen und Unternehmen in der Kommune, mit der explizit die 
Einbindung der Schulpolitik in lokale Governancestrukturen (Netzwerke) 
gefordert und gefördert wird. 

Aus der weitgehenden ökonomischen Selbständigkeit der Schulen 
einerseits, und den umfassenden Mitbestimmungsmöglichkeiten der 
„Nutzer“ andererseits ergibt sich ein Feld effektiver 
Mitwirkungsmöglichkeiten für interessierte Bürger und Bürgergruppen an 
der Ausgestaltung und Erbringung staatlicher bzw. kommunaler Leistungen. 
„Forderungen“ nach einem stärkeren Engagement z.B. der Eltern in der 
Leistungserbringung werden dadurch legitimiert, dass gleichzeitig effektive 
Mitbestimmungsmöglichkeiten bestehen. 

2.4 Issue-Publics und Repräsentatives 
Entscheiden

Das Beispiel der Schulausschüsse verweist darauf, dass solche 
Nutzerkomitees sich besonders dafür eignen, am jeweiligen „Produkt“ 
interessierte Teile der Öffentlichkeit (issue publics) in 
Entscheidungsprozesse einzubinden. So sind zur Teilnahme an den Wahlen 
zu den Schulausschüsse nur Eltern zugelassen, deren Kinder die jeweilige 
Schule besuchen. Andere Eltern und Nichteltern werden vom Gesetz nicht 
als wahlberechtigt ausgewiesen. 

9  Zur Wirkung der Reformen auf die Rollenwahrnehmung von Lokalpolitikern ist anzumerken, dass 
diese Akteure in Dänemark (im Unterschied vor allem zu Norwegen, aber teilweise auch zu 
Schweden) bereits ein stark gewandeltes Selbstverständnis entwickelt haben. Während sich 
norwegische Kommunalpolitiker noch vorrangig als Repräsentanten der Bevölkerung begreifen, 
haben die dänischen Kommunalpolitiker inzwischen ein stärker auf Interaktion und Moderation 
ausgerichtetes Selbstverständnis entwickelt. Die Bürger werden hier schon stärker als andernorts als 
aktive Teilhaber an lokalen politischen Prozessen und Entscheidungen wahrgenommen. Von den 
dänischen Reformen kann deshalb auch in stärkerem Maße gesagt werden, dass sie 
demokratiewirksam geworden sind, als das für die Reformen in Schweden und Norwegen der Fall ist 
(vgl. Bang/Sørensen 1999). 
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Mit der Orientierung auf probleminteressierte Teilöffentlichkeiten passt 
das Modell hervorragend zu aktuellen Entwicklungen im 
Partizipationsinteresse, dass sich verstärkt darauf richtet, sich in den 
gesellschaftlichen Bereichen zu engagieren, bei denen zumindest ein 
mittelbares persönliches Interesse mit dem Engagement verwirklicht werden 
kann.

Es entsteht aber die Frage, wie das Handeln einer probleminteressierten 
Teilöffentlichkeit in Zusammenarbeit mit einer konkreten öffentlichen 
Institution an allgemeine Interessen der Kommune oder einer größeren 
Gemeinschaft rückgebunden werden kann. Diese Frage entsteht, weil bei 
der Verantwortungsverlagerung auf autonome Verwaltungseinheiten, die 
mit probleminteressierten Teilöffentlichkeiten zusammenarbeiten, von einer 
hohen Interessengebundenheit der Ausführungsverantwortlichen
auszugehen ist. Deshalb muss bei der Umsetzung solcher Konzepte darauf 
geachtet werden, dass die Entscheidungen und Aktionen der 
selbstverantwortlich agierenden Einheiten so an gewählte politische 
Vertretungskörperschaften gebunden bleiben, dass Gemeinwohlinteressen 
weiter angemessen Berücksichtigung finden. Das bedeutet vor allem, dass 
Verwaltungen und den mit ihnen verbundenen Issue-Gruppen die 
Ausführungsverantwortung nur innerhalb eines klar definierten 
Aufgabenbereiches überlassen werden darf. Die Definition dieser 
Aufgabenbereiche wie auch die Zuweisung von Ressourcen (Geld) muss 
durch die Gesamtbevölkerung und kann nicht von interessierten Subgruppen 
entschieden werden. Es bietet sich an, diese generellen Entscheidungen bei 
den gewählten Vertretungskörperschaften zu belassen, über die vermittelt 
die Rückbindung an allgemeine Präferenzstrukturen erfolgt.10 Die konkreten 
Entscheidungen über die Verwendung der Mittel innerhalb eines definierten 
Zweckes können und sollen aber eigenverantwortlich agierenden Bürger-
Verwaltungs-Einheiten überlassen werden. Diese Verbindung von 
teilöffentlichkeitsbasierter konkreter Leistungsausgestaltung und an die 
Gesamtöffentlichkeit gebundener Ressourcen- und 

10 Die Möglichkeiten der Einbeziehung der (gesamten) Bürgerschaft in die kommunale Finanzplanung 
und den Finanzentscheidungen soll hier nicht diskutiert werden. Modellprojekte der oben erwähnten 
Initiative „Kommunaler Bürgerhaushalt“ versuchen erste Erkenntnisse zur Praktikabilität der direkten 
Bürgerbeteiligung an der Erstellung von Kommunalhaushalten zu schaffen. 
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Wirkungsbereichsentscheidungen wird, das wurde bereits deutlich, mit dem 
dänischen Modell erreicht. 

Vorausgesetzt bleibt die Bindung dieser Bürger-Verwaltungs-Einheiten
an gesetzliche Normen und Standards. Diese sollten jedoch nur ein 
notwendiges Mindestmaß an Regulierung enthalten, um Engagement nicht 
zu behindern und eine Vielzahl unterschiedlicher Modelle der 
Entscheidungsbeteiligung der Bürgerschaft und der Leistungserbringung mit 
ihrer Hilfe zu erlauben. 

2.4.1 Elternausschüsse als Repräsentationsorgane 

An dieser Stelle möchte ich darauf hinweisen, dass wir es bei 
Nutzerkomitees wie den Schulausschüssen natürlich auch mit einer Form 
repräsentativer Demokratie zu tun haben. Die in die Ausschüsse gewählten 
Eltern sind Vertreter der Gesamtelternschaft, die nicht ihrerseits mit 
referendumsähnlichen Mitteln über die Belange der Schule abstimmt. Die 
dänische Verwaltungswissenschaftlerin Eva Sørensen spricht im Falle der 
Schulausschüsse von einer funktionalen Repräsentation, als der 
Repräsentation innerhalb einer issuebezogenen Teilöffentlichkeit. Hier wird 
also mit dem hergebrachten Prinzip der territorialen Repräsentation in einer 
nicht radikalen Weise gebrochen. Sørensen formuliert das eben genannte 
Problem der gleichberechtigten Chance zur Durchsetzung von Interessen in 
politischen Prozessen als zweistufiges Problem. Innerhalb von Bereichen 
funktionaler Repräsentation müsse sichergestellt sein, dass alle in den 
Funktionsbereich gehörenden Bürgerinnen und Bürger gleiche 
Repräsentationschancen haben. Zum anderen muss die Vermittlung 
zwischen unterschiedlichen Funktionsbereichen derart gesichert sein, dass 
eine Orientierung am „Großen Ganzen“ also am Gemeinwohl eines 
jeweiligen Territoriums möglich bleibt. Die Kompetenzkompetenz, also die 
Entscheidung darüber, was wo entschieden werden darf oder soll, kann 
deshalb auch nur auf der allgemeineren, also der territorialen Ebene liegen. 
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2.4.2 Die Realität der Mitentscheidung durch Schulausschüsse 

Wie aber gestaltet sich die Realität des Elterneinflusses auf schulisches 
Geschehen in Dänemark? 

Sørensen (1998, 1999) zieht hier eine eher nüchterne Bilanz. Die 
Elternausschüsse sind nicht so einflussreich wie sie sein könnten, weil zum 
einen die Lehrer gegen diese Einflussnahme arbeiten, um erstens ihre 
gewohnte Autonomie zu wahren, und weil sie sich zweitens für die 
sachverständigen Professionellen halten.11 Den zweiten Grund für die 
geringe Effektivität der Ausschüsse sieht Sørensen darin, dass die Eltern erst 
aus der gewohnten Konsumentenrolle heraus- und in ihre Beteiligtenrolle 
hineinwachsen und einen Beteiligungswillen erlernen müssen. Dieser 
Lernprozess dauert lange. Er kann nicht von einem Tag auf den anderen 
erfolgreich sein, insbesondere dann nicht, wenn es relativ fest eingegrabene 
Rollenmuster und gegenseitige Verhaltenserwartungen in einem 
Handlungsfeld gab.

Sørensen sieht aber auch Brüche in der Lehrer-„Front“: Lehrer haben 
erstens Übung in kollektiver Entscheidungsfindung, denn kollektiv und 
diskursiv war der Modus des Entscheidens in den Kollegien seit längerem. 
Lehrer sind weiterhin selbst „Ermächtigter“ (im Sinne des englischen 
Begriffes „empowerment“), weil sie u.a. im Gefolge der 68er Bewegung 
selbst bemüht waren, Schülern einen eigenständigeren Verhaltensstil 
beizubringen. Schließlich sind Lehrer in anderen Kontexten selbst „Nutzer“, 
die Einfluss gewinnen wollen und dabei sehen, dass die Profis nicht die 
einzigen sind, die über aufgaben- und steuerungsrelevantes Wissen 
verfügen. Beim Verweis auf diese Anzeichen von Änderungen hin zu einer 
größeren Wirksamkeit der Ausschüsse wird nochmals Geduld eingefordert, 
die nötig ist, um solche tief in etablierte Verhaltenswelten eingreifenden 
institutionellen Änderungen wirksam werden zu lassen. 

11  Es gibt nach Sørensen drei Hauptstrategien mit denen die Lehrer versuchen, dem Einfluss der 
Ausschüsse zu entkommen: Zunächst wurde auf nationaler Ebene gewerkschaftlicher Einfluss im 
Prozess der Gesetzesentscheidung geltend gemacht. Zweitens kam es in den Schulen zur Bildung 
informeller Netzwerke, innerhalb derer die Elternanstrengungen unterlaufen werden, und drittens 
nutzten Lehrer ihr Fachwissen, um Debatten so zu beeinflussen, dass sie aus dem Einflussfeld des 
Ausschusses heraus„drifteten“, so dass mit Recht behauptet werden konnte, dass der gerade 
diskutierte Gegenstand nicht mehr Sache des Ausschusses sei. 
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Einen weiteren Grund zur Hoffnung auf Besserung sieht Sorensen in 
einem institutionellen Merkmal. Oben wurde erwähnt, dass Eltern seit 1986 
mit einem begrenzten Recht der Schulwahl ausgestattet sind. Diese 
Möglichkeit des „Exit“ macht es für die Schulen in steigendem Maße auch 
erforderlich, offen mit den Einflussbemühungen von Eltern umzugehen. Die 
Voice-Option in den Schulausschüssen erhält durch die gleichzeitig 
vorhandene Exit-Option wenn man so will erst einen guten Teil ihrer 
Schlagkraft. Sie wird durch die Möglichkeit des Unterstützungsentzuges erst 
zu einem wirklich einsatzfähigen Instrument. Auch diese Änderung benötigt 
jedoch Zeit, um in die Köpfe und Handlungsweisen der Akteure Eingang zu 
finden.

2.4.3 Situation an deutschen Schulen 

Mit diesen Bemerkungen möchte ich überleiten zu einem knappen Blick auf 
die Beteiligungssituation von Eltern an deutschen Schulen. 

Kontext: Schule ist in Deutschland traditionell eine staatliche Lehranstalt. 
„Der Staat“ versorgt den Bürger (bzw. seine Kinder) mit Bildung. Wie das 
geschieht, entscheidet der Staat auch heute noch. Dementsprechend liegt die 
inhaltliche Verantwortung für das, was an den Schulen geschieht, nach wie 
vor weitgehend bei einem Träger echter staatlicher Autorität, nämlich den 
Bundesländern.

Entscheidungsautonomie zumindest im pädagogischen Bereich und 
teilweise im ökonomischen Bereich gibt es, wenn überhaupt, erst in jüngster 
Zeit in den Bundesländern in unterschiedlichem Maß und oft nur an 
Schulen, die zu Reformmodellprojekten gehören. Ein Bundesland, in dem 
schon eine weitergehende Gestaltungsautonomie für die Schulen gilt, ist 
Baden-Württemberg. Ein großes Maß an Gestaltungsautonomie haben auch 
viele Schulen in Berlin, hier jedoch nicht aufgrund des allgemein gültigen 
Landesschulgesetzes, sondern weil ein großer Teil der Schulen an diversen 
Modellprojekten zur Schulmodernisierung teilnimmt. Gerade hier ist die 
Autonomie jedoch prekär, weil sie an einer Fortsetzung der Modellprojekte 
hängt und noch nicht in den normalen Operationsmodus übernommen 
wurde. Grundsätzlich haben Schulen quer durch die Bundesrepublik nur 
sehr wenig Einfluss auf Personalangelegenheiten. Diese werden weiterhin 
von den Landesschulämtern, also nicht einmal auf der kommunalen Ebene, 
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geregelt. Allerdings gibt es Bemühungen, die Schulen zumindest in den 
Ausschreibungs- und Auswahlprozess einzubeziehen, auch wenn Ihnen die 
Verantwortung für das Personal weiterhin nicht übertragen wird.12

Nachdem so der Kontext geklärt ist, muss klar darauf verwiesen werden, 
dass es kaum bindende Beteiligungsmöglichkeiten für Eltern an 
schulbezogenen Entscheidungsprozessen gibt. Die meisten Bundesländer 
kennen zwar das Institut der häufig drittelparitätisch besetzten 
Schulkonferenz. Diese ist jedoch zum einen nicht obligatorisch, und zum 
anderen hat sie dort, wo sie tatsächlich existiert, nur beratenden Charakter 
für die Tätigkeit der Schulleitung und der Lehrerschaft. Diese sind ihrerseits 
an die Weisungen der staatlichen Ämter gebunden. 

Dessen ungeachtet gibt es an vielen Schulen ein erstaunliches Ausmaß an 
Eltern- oder auch allgemeinerem Bürgerengagement vor allem in Form von 
Fördervereinen, die versuchen, die materielle Situation von Schulen zu 
verbessern. Dies geschieht zum einen direkt durch die „Beschaffung“ von 
Finanzen (Sponsoring). Das setzt natürlich eine in Grenzen zu eigenem 
wirtschaftlichen Handeln berechtigte Schule oder einen diese Berechtigung 
wahrnehmenden Verein voraus. Zum anderen wird versucht, die Situation 
von Schulen durch das Erbringen von Leistungen zu verbessern. Diese 
Leistungen reichen vom Malern bis zur regelmäßigen Durchführung 
spezieller Veranstaltungsangebote (Computerkurse als Paradebeispiel) 
durch Eltern. 

Wichtigster Anreger für solche Aktivitäten ist in der Regel der/die 
Schulleiter/in bzw. die Schulleitung. An deren Engagement lagert sich das 
Engagement anderer Lehrer wie auch von Eltern an. Dieses Engagement 
steht aber oft auf tönernen Füßen, weil Einflussmöglichkeiten kaum 
gesichert sind und die Schulen in der Regel zu wenig Handlungsautonomie 
besitzen, um Unterstützungsangebote nutzen und auch entsprechend, etwa 
durch Entscheidungsbeteiligung, honorieren zu können. 

12 In einem diesbezüglich vielsagenden Satz konstatiert Evers: „Schule existiert z.B. nicht ohne die 
vorgesetzte staatliche Behörde, kann aber im Prinzip sehr wohl ohne Kontakt zum lokalen Umfeld 
auskommen“ (Evers et al. 2000: 33). Das dürfte in Dänemark genau anders herum aussehen, wo 
eine staatliche Behörde gar nicht existiert (nur ein Rahmengesetz). Die einzige „vorgesetzte“ 
Behörde ist die Kommune. Kontakte zum lokalen Umfeld sind aus diesem Grund und etwa aufgrund 
der Zusammensetzung der Schulausschüsse (hier stärker noch bei den Gymnasien als bei den 
Grundschulen) gar nicht vermeidbar. 
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2.4.4 Was fehlt, um effektives Bürgerengagement zu ermöglichen? 

Welche Änderungen wären nötig, um an deutschen Schulen mehr und 
effektiveres Bürgerengagement zu ermöglichen? 

Zunächst käme es auf die Schaffung eines umfassenden Rechtes der 
inhaltlichen und wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Schulen an. 

Ein zweiter, zeitlich versetzter Schritt müsste die Schaffung 
obligatorischer Elternräte oder Schulausschüsse in einer ähnlichen 
Zusammensetzung wie in Dänemark mit rechtlich klar definierten 
Entscheidungsmöglichkeiten sein. Eine solche rechtlich fixierte Möglichkeit 
der Einflussausübung ist als Schlussfolgerung aus einem großen Teil der 
Engagementforschung allein deshalb nötig, weil ohne ein gewisses 
Mitbestimmungsrecht die Wahrscheinlichkeit gering ist, materielles 
Engagement auf Dauer stabilisieren zu können.13

Außerdem wäre zu überlegen, wie ein begrenzter Wettbewerb zwischen 
den Schulen entwickelt werden kann, denn die Existenz einer realen Exit-
Option ist notwendig, um äußeren Druck auf die Schulleitung/das 
Kollegium auszuüben, Elterneinfluss auch tatsächlich zuzulassen. Wenn 
Schulen tatsächlich im Wettbewerb um Schüler stehen, dann kann sich auch 
der Umgang der Schule mit den Eltern als ein Auswahlfaktor etablieren. 

2.5 Schluss

Damit komme ich zur Zusammenfassung meines Vortrages. Ausgehend von 
einem Leistungs- und einem Prozessproblem demokratischer Systeme hatte 
ich zunächst auf allgemeiner Ebene eine Verbindung zwischen 
dezentralisierenden Verwaltungsreformen und Bürgerengagement 
hergestellt und dabei die kommunale Ebene in den Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit gerückt. Danach ging es am Beispiel der dänischen 
Schulausschüsse darum, wie dezentralisierte Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben, Bürgerengagement und Bürgereinfluss zusammengebracht 
werden können.

13 Zwar gehen Evers und andere in einer Studie zu öffentlichen Einrichtungen als sozialen 
Unternehmen davon aus, dass die Erbringung materieller Leistungen auf der informellen Ebene ein 
informelles Recht auf Teilhabe schafft. Da diese aber ohne institutionelle Stützung bleibt, ist es ein 
prekäres „Recht“, das von dem, der es gewährt, nach Belieben gehandhabt werden kann. 
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Im Zusammenhang damit wurde diskutiert, wie eine issuegruppenbasierte 
Ausführungsverantwortung so mit einer Ressourcenverantwortung der 
gesamten Bürgerschaft verknüpft werden kann, dass Formen direkter 
Verantwortungsbeteiligung von Bürgergruppen über repräsentative 
Entscheidungsmechanismen in die Gestaltung einer gemeinwohlorientierten 
Politik eingebunden werden können. 

Im Anschluss wurde angedeutet, wie Elterneinfluss an deutschen Schulen 
organisiert ist und welche Änderungen denkbar sind, die größere effektive 
Einflussmöglichkeiten für die Bürger schaffen könnten. 
Jetzt will ich zusammenfassend und schließend versuchen zu 
verallgemeinern, wie dezentrale Ausführungsverantwortung, 
Bürgerengagement und Bürgereinfluss kombiniert werden können, um 
sowohl Leistungs- wie Prozessprobleme von Demokratien lösen zu helfen. 

2.5.1 Schlussfolgerungen 

Die hier vorgestellte Grundidee einer Verbindung von dezentralisierenden 
Verwaltungsreformen und bürgerschaftlichem Engagement liegt in der 
verstärkten Einbeziehung der Bürger in das Fällen von 
Ausführungsentscheidungen, die tatsächliche Leistungserbringung und die 
Kontrolle des Handelns öffentlicher Einrichtungen und Verwaltungen. Der 
Idee liegen drei wichtige Elemente zugrunde: 

Die Verantwortlichkeit für eine Problemlösung ist auf die jeweils 
niedrigste mögliche politische oder administrative Ebene zu verlagern. 

Die Entscheidungen über die Aufwendung von Ressourcen der 
Allgemeinheit für gruppenspezifische gesellschaftliche Zwecke muss aber 
unter Berücksichtigung der Präferenzverteilung in der gesamten 
Bürgerschaft durch repräsentativ verfasste Vertretungskörperschaften gefällt 
werden. Dabei wird sichergestellt, dass die Finanzierung aller Aktivitäten 
zumindest zum Teil durch die öffentliche Hand erfolgt.  

Es bestehen umfassende Möglichkeiten einer effektiven Beteiligung der 
Bürger an Entscheidungsprozessen in den einzelnen Sachbereichen. Dabei 
genügt es unter der Voraussetzung einer durch die Allgemeinheit 
getroffenen Entscheidung zur Ressourcenverteilung, wenn nur 
themenspezifisch interessierte Öffentlichkeiten an den konkreten 
Sachentscheidungen beteiligt sind. 
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Repräsentative Institutionen bleiben also der zentrale Ort für 
Entscheidungen, die die Allgemeinheit betreffen. Bei den 
Ausführungsentscheidungen wird den Bürgern und oder Bürgergruppen 
aber eine effektive, in der Regel nutzergruppenbasierte, inhaltliche 
Einflussnahme ermöglicht. Dadurch werden die Bürger nicht nur in die 
Lage versetzt, ihre Sichtweisen und ihre Expertise in Entscheidungsprozesse 
einzubringen. Sie erwerben gleichzeitig Wissen über die konkreten 
Aufgabenstellungen der Verwaltung. So bleiben die Bürger nicht auf die 
Rolle des „Kunden“ einer modernisierten und betriebswirtschaftlich 
organisierten Verwaltung reduziert, sondern sie können sich als aktive 
Mitgestalter politischer Entscheidungen und damit als Auftraggeber der 
Verwaltung begreifen. Diese aktivere Rolle ermöglicht auch eine bessere 
Kontrolle des Verwaltungshandelns, oder genereller, des Handelns 
öffentlicher Institutionen. Die aktiv mitgestaltenden Bürger kennen durch 
ihre Teilnahme am Entscheidungsprozess den Auftrag der jeweiligen 
Einrichtung genau, und können daher im Prozess der Leistungsabnahme 
auch genau kontrollieren, ob die gesetzten Ziele erreicht wurden. 

Mit der umfassenden Einbeziehung von Bürgerengagement in den 
Ausführungsprozess wird die Reduktion von Verwaltungen auf eine am 
Kunden orientierte und nach Marktkriterien arbeitende Organisation im 
dialektischen Sinne aufgehoben. Dabei könnte eine Verwaltung entstehen, 
die bei aktiver Einbeziehung der Bürger in ihren eigenen Steuerungsprozess 
wirtschaftlich effizient handelt, effektiv ihre Ziele erreicht und gleichzeitig 
zur Stabilisierung der Legitimität eines nach wie vor am Gemeinwohl 
orientierten Regierungssystems beiträgt. 
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Sven Fries 

3 Qualitätssicherung durch Evaluation in 
der „Sozialen Stadt“ 
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Karsten Zimmermann 

4 Neue Formen der Local Governance in der 
Sozialen Stadt 

Nr. 1

Neue Formen der Local Governance
in der 

Sozialen Stadt

Nr. 2

Local Governance 

Unterscheidung von 

• Governance als Reformkonzept für Politik und Verwaltung (jenseits der Good
Governance Debatte): New Governance, Participatory Governance

• Governance als analytisches Konzept in der sozialwissenschaftlichen 
Steuerungsdiskussion 
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Nr. 3

Governance als Zeitsignatur

1. A move away from hierarchy and competition as alternative models for delivering services 
towards networks and partnerships traversing the public, private and voluntary sectors; 

2. A recognition of the blurring of boundaries and responsibilities for tackling social and economic 
issues;

3. The recognition and incorporation of policy networks into the process of governing;

4. the Replacement of traditional models of command and control by ‘governing at a distance’;

5. The development of more reflexive and responsive policy tools;

6. the role of government shifting to a focus on providing leadership, building partnerships, steering 
and coordinating, and providing system-wide integration and regulation;

7. The emergence of ‘negotiated self-governance’ in communities, cities and regions, based on new 
practices of coordinating activities through networks and partnerships;

8. The opening up of decision-making to greater participation by the public

9. Innovation in democratic practice as a response to the problem of complexity and fragmentation of
authority, and the challenges this presents to traditional democratic models 

10. A broadening of focus by government beyond institutional concerns to encompass the involvement 
of civil society in the process of governance. 

(Newman 2001, 24)

Nr. 4

Governance als analytisches Konzept

„Governance bezeichnet dabei die Gesamtheit aller Institutionen, die 
Handlungen oder Transaktionen zwischen (Wirtschafts-) Subjekten innerhalb 
eines (ökonomischen) Systems koordinieren und regulieren.“ (Voelzkow 1999, 
60). 
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Nr. 5

• local governance:

Steuerungsformen auf der lokalen Ebene, die der Regelung kollektiver 
Sachverhalte in einer lokalen Arena dienen und Akteure aus 
unterschiedlichen Sektoren (Verwaltung, Politik, Wirtschaft, Dritter Sektor und 

Zivilgesellschaft) und mehreren politischen Ebenen in zusammenführen.

• Nebeneinander, Nacheinander oder die Kombination unterschiedlicher
governance-Modi

Nr. 6

Institutionelle Ordnungsmuster und dominante Modi der Koordination

Markt Staat Netzwerk / 
Urbanes 
Regime

Verband Solidarische 
Gemeinschaft

Betriebliche 
Organisation/ 
Verwaltung

Dominanter 
Koordinatio
nsmodus

Preis, 
atomistische
Konkurrenz

Hierarchische 
Kontrolle;
Mehrheitsprinzip
Gewaltmonopol

Vertrauen, 
Ressourcenausta
usch auf Basis 
von
Reziprozität 
Verhandlungen

Intra- und 
interorganisato
rische 
Konzertierung
Verhandlungen

Solidarität Anweisung 
Hierarchische 
Kontrolle;

Befehl

Normative 
Basis der 
Mitgliedsch
aft

Verträge; 
Eigentumsrech
te 

Bürgerstatus Komplementäre 
Stärken

Formale 
Mitgliedschaft

Informelle 
Zugehörigkeit 
auf der Basis 
von Werten 
und Ethiken

Arbeitsverhältnis

Art der 
Beziehung

Symmetrisch 
und anonym
Tauschgegens
tand klar

Asymmetrisch und 
anonym
Produktion kollektiver 
Entscheidungen
gegen 
Folgebereitschaft

Symmetrisch und 
nichtanonym
Tauschgegenstan
d unspezifisch
(„tacit 
knowledge“)

Asymmetrisch 
und 
nichtanonym
Lobbying oder 
selektive
Anreize gegen 
Folgebereitsch
aft

Gemeinsame 
Werte
Symmetrisch 
und nicht 
anonym

Asymmetrisch und 
nichtanonym

Art der  
produzierte
n Güter 

Privates 
Eigentum  

Kollektivgut Clubgut Clubgut Clubgut
Kollektivgut

Kollektivgut
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Nr. 7

• governance arrangements
Steuerungsstrukturen aus unterschiedlichen Arenen mit dazugehörigen 
Entscheidungsregeln, organisatorischen Kernen, Handlungsmustern und den 
die Arenen verbindenden Regelsystemen

• Kollektiver Handlungsfähigkeit, die über unterschiedliche Formen der 
Koordination und organisatorische Lösungen sowie deren Kombination erreicht 
wird. 

• Kollektive Handlungsfähigkeit ist auf zwei Ebenen von Bedeutung:
1. die Ebene der korporativen oder kollektiven Akteure, die intern über unterschiedlich intensiv 

ausgeprägte Steuerungsstrukturen verfügen, und 
2. die Ebene des interorganisatorischen oder sektorübergreifenden Handelns, wo Vertreter 

verschiedener Kollektivakteure sowie nicht-organisierte Einzelpersonen zusammentreffen.

Nr. 8

Beispiel: 
Integrierte Stadtteilentwicklung in der „Sozialen Stadt“

Bremen Blockdiek  
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Nr. 9

Soziale Stadt und Local Governance

Von den Projektzusammenhängen in den Sozialen Stadt wird erwartet, 
dass 

• sie eine Fähigkeit zur Selbststeuerung entwickeln, 
• eine akteur- und organisationsübergreifende Bearbeitung von 

Problemen ermöglichen, die außerhalb der Institutionen erfolgt und 
Netzwerkcharakter hat,

• Selbsthilfekräfte und endogene Potenziale mobilisiert werden können.

Nr. 10

Akteurzentrierter Institutionalismus als 
heuristischer Ansatz

• Situation
• Interne und externe institutionelle Rahmenbedingungen
• Externe Einflüsse 
• Akteure 

– Kollektive Akteure 
– Individuen 

• Akteurskonstellation
• Prozesse und Dynamiken  
• Mehrebenenverflechtung
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Nr. 12

Methodik

• Dokumentenauswertung (Handlungskonzepte, 
Ratsunterlagen, Selbstdarstellungen, Teilnehmerlisten, 
Protokolle etc.)  

• Qualitative Interviews mit Schlüsselpersonen aus den 
verschiedenen Sektoren (Bürger, Verwaltung, Politik, 
Institutionen im Stadtteil)  

• Teilnehmende Beobachtung bei Veranstaltungen
• Organisationsstudien
• Netzwerkanalyse 

Nr. 13

Teilnahme 
Teilnahme

bilden 

Steuerungsmodell Blockdiek
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Nr. 14

Bürger loka le Institutionen Einzelhänd ler  

Projektidee

Konzeptentw icklung
in Arbe itsgruppen m it 

Unterstützung von team 2
und weiteren externen 

Akteuren 

Entscheidung

Bürgerforum  
Projektvorstellung und 

Diskussion

Arbeits-
gruppen

Geschäftsführung WiN: 
Prüfung von Projektanträgen und 

Vorbereitung für ressortübergreifende AG

W iN-Gütesiegel (Selbstbindung)

Ressortübergreifende AG trifft Entscheidung

Umsetzung

Verfahrensschema 

Nr. 15

Formen kollektiven Handelns

• Arbeitskreise der sozialen Einrichtungen als informelle 
Gremien der fachlichen Kooperation

• Vereine und Initiativen der Zivilgesellschaft
• Ortsvereine der Parteien
• Gewerberunden

• Stadtteilforum
• Verschiedene Netzwerke

– Verwaltungsinterne Netzwerke
– Professionelle organisationsübergreifende Netzwerke
– Projektnetzwerke
– Bürgerschaftliche Netzwerke
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Nr. 16

Netzwerk Soziale Stadt - Blockdiek

- Wirtschaft

- Stadtverwaltung

- Stadtpolitik

- Dezentrale Politik

-Intermediäre/Moderatoren

- Institutionen im Stadtteil und 
Freie Träger 

- Bürgervereine/-initiativen u. 
engagierte Einzelpersonen

- Ortsverwaltung

Nr. 17

Netzwerk Enge Zusammenarbeit - Blockdiek

- Wirtschaft

- Stadtverwaltung

- Stadtpolitik

- Dezentrale Politik

- Intermediäre/Moderatoren

- Institutionen im Stadtteil und 
Freie Träger 

- Bürgervereine/-initiativen u. 
engagierte Einzelpersonen

- Ortsverwaltung
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Eberhard Mühlich 

5 Integrierte Stadtentwicklung und 
Steuerung des „Soziale Stadt- 
Programms“ unter besonderer 
Berücksichtigung lokaler Beschäftigung14

Horizontale (funktionale) Governance erfordert 
vertikale (territoriale) Governance 

Das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt bietet bisher nur wenig genutzte 
Möglichkeiten der horizontalen Koordination zwischen den Ressorts und 
zwischen Politik, Wirtschaft, Kultur und Zivilgesellschaft auf den 
verschiedenen Politikebenen und ebenso wenig genutzte Möglichkeiten der 
vertikalen Koordination zwischen EU-, Bundes-, Länder- und 
Kommunalebene. Ich werde versuchen, die wechselseitige 
Erfolgsabhängigkeit von horizontaler und vertikaler Governance am 
Beispiel des Programms Soziale Stadt zu erklären.  

5.1 Governance ist die wichtigste und knappste 
Ressource für das Programm Soziale Stadt 
und für die Agenda 2010 

Die allseits anerkannte politische Innovation des Bund-Länder-Programms 
Soziale Stadt besteht darin, dass die Bauminister der Länder und des Bundes 
die Entwicklung der Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf nicht 
mit Bauinvestitionen allein betreiben wollen, sondern die Ressorts für 
Beschäftigung, Bildung, Kultur, Migrantenintegration, Sicherheit, Umwelt 
u.a. zur freiwilligen, zeitlich und räumlich koordinierten Förderung von 

14 Der Beitrag stützt sich auf vorläufige Ergebnisse aus drei laufenden IWU-Projekten:  
- der Begleitforschung zum Programm Soziale Stadt in Hessen im Rahmen der Servicestelle der 

Hessischen Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt (HEGISS); 
- der Expertise ‚Investitionsprogramm Humankapital Soziale Stadt’ im Auftrag der Hans-Böckler-

Stiftung; 
- und – zusammen mit der Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen (FEH) – der 

Ausarbeitung eines ‚Rahmenkonzepts für die Informationsstelle Vernetzung und Bündelung’ im 
Auftrag der Bundestransferstelle Soziale Stadt beim Deutschen Institut für Urbanistik (Difu).  
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Investitionen in Human- und Sozialkapital in den Programmgebieten 
auffordern.

Mit dieser Politikinnovation sind die Bauminister dem allgemeinen 
Umbau des deutschen Sozialstaats um eine ganze Legislaturperiode 
vorausgegangen. Mit der Agenda 2010 wird der Schwerpunkt der 
Sozialpolitik von der Umverteilung von Kaufkraft zur Förderung von 
Tatkraft verschoben. Das entspricht dem gemeinsamen europäischen 
Konzept eines weniger redistributiven als vielmehr investiven Sozialstaats, 
der Investitionen in Human- und Sozialkapital fördert und dabei nicht nur 
den sozialen Zusammenhalt mit neuen Mitteln sichert, sondern auch 
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit, ökologische Nachhaltigkeit und 
demokratische Teilhabe (G. Esping-Andersen 2004). 

Für die Form der Politik bedeutet dies eine bisher nicht gekannte 
Komplexitätssteigerung der Politikprozesse, weil Tatkraft (capability nach 
A. Sen) zu erzeugen, weit voraussetzungsvoller ist, als Kaufkraft 
umzuverteilen. Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik, Gesundheitspolitik, 
Integrationspolitik, Wohnungspolitik u.a. gewinnen eine wachsende 
gemeinsame Schnittmenge mit der Bildungspolitik und der 
Beschäftigungspolitik; sie sind in wachsendem Maße wechselseitig 
erfolgsabhängig und müssen sich zunehmend koordinieren für die 
Förderung von Investitionen in Human- und Sozialkapital. Genau dieses 
Angebot zur räumlichen und zeitlichen Koordination von städtebaulichen 
Investitionen und Investitionen in Human- und Sozialkapital in den 
Stadtteilen, wo die Investitionen in Human- und Sozialkapital am 
dringendsten und am schwierigsten sind, macht das Programm Soziale 
Stadt.

Allerdings ist die Schwerpunktverlagerung von der umverteilenden und 
schützenden zur ermutigenden Sozialpolitik angesichts des seit mindestens 
zwei Jahrzehnten erkennbaren nationalen, europäischen und globalen 
Wandels (Beschleunigung der Forschung und Technologieentwicklung, 
Globalisierung der Wirtschaft, demografischer Wandel) um mindestens eine 
Generation verspätet. Und sie muss unter den Bedingungen geringen 
Wirtschaftswachstums, extrem knapper öffentlicher Kassen und eines nur 
wenig gebremsten Standortwettbewerbs um Steuersenkungen und um die 
Absenkung sozialer und ökologischer Standards erfolgen. D.h. wegen der 
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Verspätung muss heute die Kaufkraftsicherheit des alten Sozialstaats 
abgebaut werden, lange bevor die neue Sicherheit durch höhere Bildungs- 
und Beschäftigungsfähigkeit auch für das Bevölkerungsdrittel der 
bildungsarmen Milieus in den Programmgebieten der ‚Sozialen Stadt’ 
greifen kann.

Das schwierigste Drittel der Schwerpunktverschiebung von der 
Kaufkraft- zur Bildungs- und Beschäftigungssolidarität stellt sich – 
hinreichend genaue, sozialräumlich differenzierte Daten dazu fehlen 
weitgehend (vgl. den aktuellen Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung) – zum ganz überwiegenden Teil in den 
Programmgebieten des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt. Dazu einige 
wenige Angaben: 

1. Von den 4,36 Mio. Arbeitslosen 2004 sind 30 %, d.h. ca. 1,45 Mio. 
Langzeitarbeitslose (NAPBesch 2004); von diesen lebt ein sehr 
großer Teil in den Programmgebieten der Sozialen Stadt. 

2. Von den Talenten eines jeden Jahrgangs an Kindern und 
Jugendlichen bleiben ca. 30 % ungenutzt bzw. stark untergenutzt 
(Bildungsbericht, Untersuchung der Handwerkskammer Baden-
Württemberg zur Qualifizierung von HauptschülerInnen); von 
diesen lebt ein sehr großer Teil in den Programmgebieten der 
Sozialen Stadt 

3. Zwischen Bildungsbeteiligung und Beschäftigungsbeteiligung 
bestehen mindestens zwei starke, empirisch mehrfach überprüfte 
Korrelationen, die in den Programmgebieten der Sozialen Stadt 
durch weitere Faktoren (Image des Gebiets, Schulentwicklungsplan 
etc.) besonders ausgeprägt sind: 

a. Kinder und Jugendliche mit geringer Bildungsbeteiligung 
haben ein stark erhöhtes Beschäftigungsrisiko 

b. Kinder und Jugendliche mit langzeitarbeitslosen Eltern haben 
geringere Bildungschancen (Bildungsarmut der Eltern wird 
vererbt, Demütigung als Familienerfahrung, mangelhaftes 
Selbstbewusstsein, defensive statt explorative Lernhaltung) 
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c. als dritte Korrelation kommt hinzu: jede Anstrengung zur 
Verbesserung der Bildungs- oder Beschäftigungsbeteiligung 
(von Eltern) erfordert (z.B. zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie) besonders große Anstrengungen auf beiden Seiten 
gleichzeitig 

4. Zusätzlich zu schwacher Bildungs- und Beschäftigungsbeteiligung 
sind in den Programmgebieten der Sozialen Stadt mindestens vier 
weitere soziale Exklusionsfaktoren besonders stark, die alle in einem 
mehr oder weniger indirekten Zusammenhang mit Bildung und 
Beschäftigung stehen:

a. Gesundheitsrisiken (Fehlernährung, Suchtkrankheiten, 
Bewegungsmängel etc.) 

b. Wohnen und Nachbarschaft (Mangel an nachbarschaftlichen 
Netzwerken, zu erwartende erhöhte Fluktuation durch 
Hartz IV) 

c. Ethnische Schließung bzw. Abgrenzung, Mangel an 
Deutschkenntnis (Parallelgesellschaft, zu erwarten sind 
Verbesserungen durch Zuwanderungsgesetz) 

d. Unsicherheit (kriminelle Karrieren als Alternative zu Bildung 
und Beschäftigung; passive Erfahrung von Gewalt und 
defensive Grundhaltungen) 

Der Politikprozess des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt erfordert 
demnach die freiwillige und engagierte Kooperation zahlreicher 
öffentlicher, privater und zivilgesellschaftlicher Akteure auf kommunaler, 
Landes- und Bundesebene. Der Politikprozess Soziale Stadt kann als 
Mehrebenen-Governance-Prozess gelten.  

Die HEGISS Begleitforschung ebenso wie die Zwischenevaluation des 
Programms auf Bundesebene zeigen klar, dass die Entwicklung von 
entsprechenden Governanceformen die entscheidende Erfolgsbedingung des 
Programms ist. Sie zeigen aber auch, dass solche Koordinationsformen 
weder horizontal auf der kommunalen, der Landes- oder Bundesebene 
(zwischen den Ressorts, zwischen politischen, ökonomischen, kulturellen 
und zivilgesellschaftlichen Akteuren) hinreichend entwickelt sind, noch 
vertikal zwischen den Handlungsebenen (EU, Bund, Länder, Kommunen).
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Bislang hängt die Bereitschaft zur freiwilligen und engagierten 
Kooperation vor allem von der ‚mitreißenden’ Überzeugungskraft und 
Begeisterungsfähigkeit einzelner Führungspersönlichkeiten auf den 
verschiedenen Politikebenen ab und/oder von oft langjährig bewährten 
vertrauensvollen Beziehungen und Bindungen auf der kommunalen Ebene. 
Damit dieses rare Human- und Sozialkapital nicht nur in seltenen günstigen 
Einzelfällen verfügbar ist (geschätzt werden etwa 5 % der 300 Standorte), 
sondern in sehr viel mehr Standorten und auch auf Landes- und 
Bundesebene entstehen kann, scheinen ergänzende vertikale Formen der 
freiwilligen, ‚Offenen’ Mehrfelder-Mehrebenen-Koordination erforderlich 
wie sie z.B. die Europäische Union für den Lissabon-Prozess entwickelt hat.

Solche neuen Formen unterstützen die horizontale Governance in den 
einzelnen Gebietseinheiten durch externe positive bzw. negative Anreize, 
die die Gebietseinheiten weniger hierarchisch ‚von oben’, von der 
Gesetzgebung der größeren Gebietseinheit gesetzt bekommen, sondern sich 
‚im Lichte der interessierten Öffentlichkeit’ selbst setzen durch die 
freiwillige Verpflichtung auf die Herstellung von Gemeinschaftsgütern wie 
z.B. die Absenkung der Schulabbrecherquote in einem Bundesland, durch 
Zielvereinbarung (x Prozent in y Jahren) und Ergebnisvergleich und 
Vergleich der für das jeweilige Ergebnis verwendeten Governanceformen. 
Dabei resultieren die Zielvereinbarungen aus Verhandlungen zwischen eher 
ehrgeizigen, offensiven Gebietseinheiten und eher defensiven bzw. 
skeptischen.  

Die größere Gebietseinheit (z.B. Bundesland) liefert für die kleineren 
(Kommunen) zweierlei: zum einen Fördermittel und zum anderen 
Verfahrenshilfe. Letztere keinesfalls in hierarchischer Form, allenfalls als 
Schatten der Hierarchie, besser noch liefert sie das Licht der Öffentlichkeit, 
indem sie ein öffentliches Verfahren der immer wieder neuen Bestimmung 
von Gemeinschaftsgütern, der laufend revidierbaren Zielvereinbarung und 
des Ergebnisvergleichs wie des Vergleichs von Akteuren und 
Regelstrukturen in den kleineren Gebietseinheiten unterstützt und sich dabei 
mit der eigenen Schulpolitik selbst bindet.  

D.h. die negativen externen Effekte, die von Vetospielern bzw. 
Trittbrettfahrern unter den Gebietseinheiten ausgehen, werden nicht im 
hierarchischen Sinne von vertikal kontrolliert, sondern im kompetitiven 
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Sinne von vertikal. Für die Gebietseinheiten mit begeisterungsfähigen 
Akteuren mit Weitblick wirken die wohlverstandenen Eigeninteressen und 
wirkt der Standortwettbewerb: sie gehen voran, sie überzeugen ihre 
Parlamente in den Haushaltsberatungen, sie werben nichtöffentliche 
Ressourcen ein, sie setzen die Benchmarks; für die Gebietseinheiten mit 
weniger weitem Blick bzw. mit weniger begeisterungsfähigen, eher 
defensiven Akteuren wirkt der politische Wettbewerb um das Erreichen von 
Zielen, die von den Parlamenten und im Parteienwettbewerb als legitime 
Ziele anerkannt sind. Erfolgreiche Governance wird zum 
Wahlkampfargument. 

In der horizontalen (funktionalen) Differenzierung verschiebt sich die 
Form der politischen Steuerung von der hierarchischen zur 
netzwerkförmigen Steuerung, von government zu governance: 
ökonomisches und kulturelles System und die Zivilgesellschaft werden in 
unvermeidlich nicht-hierarchischen Netzwerk-Formen einbezogen; die 
damit verbundenen Probleme der wachsenden Zahl von Vetospielern sowie 
der Verbindlichkeit und der demokratischen Legitimation von 
Entscheidungen können vor allem durch Transparenz bewältigt werden 
(Licht der Öffentlichkeit anstelle des Schattens der Hierarchie, vgl. 
Vorschlag der Kok-Kommission zum Lissabon-Prozess, die Parlamente in 
die soft law governance einzubeziehen, vgl. die geplante und entsprechend 
motivierte Anhörung zum Programm Soziale Stadt im Hessischen Landtag 
auf gemeinsame Initiative von SPD- und CDU-Fraktion).   

In der vertikalen (skalaren) Differenzierung verschiebt sich wegen der 
wachsenden Zahl der Akteure und wegen der nicht-hierarchischen 
Koordinationsformen der Schwerpunkt der Politikimplementation zur 
lokalen (stadtregionalen und Stadtteilebene hin. Zugleich gewinnt die 
europäische Ebene für die Lösung von zwei Problemen an Bedeutung:  

a) die Verknappung des Steueraufkommens im innereuropäischen 
Standortwettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zu bremsen; 
Ressourcensicherung durch Verhinderung des negativen 
Steuerwettbewerbs im integrierten europäischen Markt und 

b) die Effektivität, Effizienz und Legitimation/Transparenz bei der 
Herstellung der komplexen Gemeinschaftsgüter in Netzwerkform zu 
sichern durch Zielvereinbarung, Erfolgsvergleich und 
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wechselseitiges Lernen im Wettbewerb zwischen den 
Mitgliedstaaten um gute Problemlösungen und fairen 
Interessenkompromiss zwischen den Netzwerkakteuren.  

Horizontale Koordination der Netzwerke und vertikale Koordination 
zwischen den Politikebenen unterstützen bzw. behindern sich wechselseitig:

a) Ohne verbindliche, auf quantitativen Indikatoren gestützte 
Vereinbarung von komplexen Zielen (z.B. Absenkung der 
Schulabbrecherquote um x Prozent in y Jahren) zwischen mehreren 
Gebietseinheiten fehlt der äußere Druck auf die verantwortlichen 
Akteure in den einzelnen Gebietseinheiten, sich zu koordinieren.

b) Ohne mehrere motivierte und erfolgreiche Netzwerke auf der Ebene 
von Bundesländern oder Kommunen gewinnt die vertikale 
Koordination nicht den Grad an Verbindlichkeit und den 
öffentlichen Anreiz, um Vetospieler in anderen Ländern bzw. 
Städten kooperativ zu stimmen bzw. einen Wandel der Problemsicht 
in den Organisationen bzw. einen Personalwechsel auszulösen.

Die EU – Methode der Offenen Koordination stellt eine gewiss noch 
nicht perfekte, jedoch entwicklungsfähige Form der Kreuzung von 
vertikaler und horizontaler Koordination für die Zwecke der Steuerung 
komplexer Politikprozesse dar. Die rasch wachsende Literatur zur MOK 
und die Zwischenevaluation des Lissabon-Prozesses durch die Kok-
Kommission zeigen Stärken und Schwächen, die bei der Übertragung und 
Anpassung auf das Bund-Länder- und das Länder-Kommunen-Verhältnis 
berücksichtigt werden können. 

Für die Übertragung, Anpassung und Erprobung der EU-Methode der 
Offenen Koordination im Bund-Länder-Verhältnis bietet sich das Bund-
Länder-Programm aus mehreren Gründen an: 

a) Es steht anders als Bildungs- oder Beschäftigungspolitik nicht im 
Zentrum des aktuellen Parteienwettbewerbs um den 
Sozialstaatsumbau und auch nicht im Zentrum der 
Föderalismusdebatte;  

b) Es wendet sich dem schwierigsten Drittel der aktuellen Aufgaben 
der Bildungs-, Beschäftigungs-, Gesundheits-, Integrations-,
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Wohnungs-, Sicherheits- etc. -politik zu, wo keine schnellen Erfolge 
zu erzielen sind, der Parteien- und Ressortwettbewerb daher eher 
moderat ist; 

c) Es stellt die vergleichsweise höchsten Anforderungen an die 
Koordination der Akteure, weil im schwierigsten Drittel der 
Aufgaben die räumliche, zeitliche, soziale, personale und sachliche 
Verkopplung der Probleme und Problemlösungen am stärksten ist; 
ähnlich hohe Koordinationsanforderungen bietet nur die Hightech 
Forschungs- und Innovationspolitik; 

d) Es bietet mit dem un- bzw. stark untergenutzten Drittel der Talente 
jedes Jahrgangs einen hinreichend starken positiven Anreiz für die 
Politik auf den verschiedenen Ebenen, die Standortqualitäten durch 
höhere Bildungsbeteiligung zu verbessern, dabei die offenen 
Koordinationsform zu nutzen und die Kosten der Kopplung mit 
anderen Problemen zu tragen; 

e) Es bietet mit den in der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) bereits 
etablierten vertikalen Koordinationsformen gute 
Entwicklungsansätze für die Übertragung und Anpassung der 
Methode der Offenen Koordination (vgl. Tabellen im Gutachten des 
IWU  für das BMVBW zur Informationsstelle Vernetzung und 
Bündelung, Dezember 2004, S. 19ff)   

f) Es ist bereits im Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung für 
den EU Prozess Social Inclusion im Lissabon Prozess als Beispiel 
für gute Praxis aufgenommen und bietet für die Verbesserung der 
‚Europatauglichkeit’ der deutschen Politik auf Bundes- und 
Länderebene ein geeignetes Entwicklungsfeld.
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5.2 Governance ist die zentrale Fragestellung 
der Begleitforschung zum Programm Soziale 
Stadt in Hessen 

In Hessen wird das Programm Soziale Stadt von der Hessischen 
Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt (HEGISS), an der sich sämtliche 
Standorte und das Land beteiligen, durchgeführt. Die HEGISS–
Begleitforschung ist mit ihren beiden Schwerpunkten von Anfang an (2001) 
auf die für das Programm Soziale Stadt entscheidende Koordinationsfrage 
ausgerichtet und hat Möglichkeiten erprobt, die Forschung selbst zu einem 
Mittel der Koordination zu machen (Koordination durch 
Wissensmanagement):  

- es wurden mit 4 hessischen Hochschulgruppen weniger die Erfolge 
der ohnehin engagierten Akteure (Stadtplanung, GWA) untersucht, 
als vielmehr die als schwerer wiegend eingeschätzten Folgen und 
Nebenfolgen der Nicht-Aktivität der Bildungs- und der 
Beschäftigungsakteure in den Programmstandorten und der Stand 
und die bislang nicht ausgeschöpften Möglichkeiten der Bildung 
von Politiknetzwerken und der BürgerInnenbeteiligung in den 
Stadtteilen

- es wurde die Übertragung der seit 1997 von der EU für komplexe 
Politikprozesse entwickelten und praktizierten ‚Methode der 
Offenen Koordination’ für das Land-Kommunen-Verhältnis 
konzipiert und durch die Erstellung einer Indikatorenliste mit der 
AG Sozialraumanalyse vorbereitet; diese Politikform wurde von 
der Servicestelle HEGISS für die Zwischenbilanz im Jahr 2004 in 
der ersten, qualitativen Stufe bereits mit Erfolg praktiziert. 

Das Konzept der Begleitforschung in Hessen mag deshalb auf den ersten 
Blick paradox erscheinen. Nicht die Projekte derjenigen wurden beobachtet 
und bewertet, die, wie Stadtplanung und Gemeinwesenarbeit zu den 
Hauptakteuren im Programm Soziale Stadt zählen, sondern die 
Nichtaktivität derjenigen, die, wie z.B. kommunale Bildungs- und 
Beschäftigungspolitik und kommunale Wirtschaftsförderung, sich in den 
‚Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf’ nur sehr selten 
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engagieren. Doch wir haben damit die zentrale Annahme des Programms 
aufgegriffen und sie mit Umfragen und Fallstudien überprüft, dass 
sozialräumliche Ausgrenzungsprozesse mit baulichen Investitionen allein 
nicht umzukehren sind, dass vielmehr zahlreiche ‚ergänzende Maßnahmen’ 
zu ‚integrierten Handlungskonzepten’ zusammengefügt werden müssen, soll 
das Programm Erfolg haben.  

Die erste Frage betrifft die Folgen und Nebenfolgen des Nichthandelns 
auf zwei Politikfeldern. Mit vergleichenden Fallstudien zur kommunalen 
Schulpolitik und mit einer Umfrage und Feedback-Workshops zur 
kommunalen Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung in den 30 
Programmstandorten in Hessen sind die Hochschulgruppen für Bildung und 
Beschäftigung der Frage nachgegangen, welchen positiven Beitrag die 
Nichtengagierten leisten könnten; oder umgekehrt: ob sie eher als ein Teil 
des Problems denn als ein Teil der Problemlösung zu begreifen sind.  

Zweitens haben die Hochschulgruppen für Politiknetzwerke und für 
Bürgerbeteiligung mit Umfragen und Feedback-Workshops die Frage 
gestellt, wie weit und in welcher Weise die beiden vom Programm 
geforderten, komplementären Politikformen: das kommunale 
Politiknetzwerk (top-down, integrierte Handlungskonzepte) und die 
BürgerInnenbeteiligung (bottom-up, Projektinitiativen, Vereine, 
Stadtteilforen) verwirklicht werden können, solange bedeutende Akteure 
wie Bildungs- und Beschäftigungspolitik oder Wirtschaftsförderung sich im 
Stadtteil wenig oder gar nicht engagieren. Die Begleitforschung zeigt also 
die möglichen Vorteile einer Mitwirkung und die wirklichen Nachteile der 
bisherigen und weiteren Nichtmitwirkung der kommunalen Bildungs- und 
Beschäftigungspolitik auf. 

Eine dritte Fragestellung der Begleitforschung gilt der ‚vertikalen’ 
Steuerung des komplexen Politikprozesses Soziale Stadt zwischen den 
Programmstandorten und durch das Land Hessen. Wenn sich auf der 
kommunalen Ebene wichtige Akteure nur selten einbeziehen lassen, wenn 
der Politikprozess Soziale Stadt sich auch nicht ‚von oben’ durch das Land 
hinreichend steuern lässt, weil er nur gelingt, wenn die zahlreich zu 
beteiligenden Akteure freiwillig im wohlverstandenen Eigeninteresse 
mitmachen, welche anderen Steuerungsformen sind dann vorstellbar, um die 
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zahlreichen ‚Passiv- oder Vetospieler’ zu aktivieren und positiv zu 
stimmen?  

Die HEGISS Begleitforschung hat zu dieser Frage zunächst die noch 
ziemlich neue, zuerst für die gemeinsame Beschäftigungspolitik 1997 
entwickelte und inzwischen in dem Vertrag zur Verfassung der EU 
verankerte EU-Politikform der ‚Offenen Koordination’ auf Möglichkeiten 
der Übertragung und Anpassung auf das Land-Kommunen-Verhältnis hin 
untersucht. Weil diese freiwillige Koordination der politischen 
Gebietseinheiten durch Zielvereinbarung und Ergebnisvergleich mit der 
Bereitstellung von fachlich, politisch und technisch akzeptablen Indikatoren 
steht und fällt, wurde bereits mit einer interessierten Gruppe von hessischen 
Städtestatistikern aus der vorhandenen Gemeindestatistik eine Liste von 
möglichen Indikatoren erstellt; entsprechende Indikatorenkataloge wurden 
auch in anderen Bundesländern erstellt, allerdings nicht mit der Perspektive 
zur vertikalen Governance. Außerdem wurde die Methode der Offenen 
Koordination in einem ersten, qualitativen Probelauf für die HEGISS 
Zwischenbilanz 2004 mit Erfolg erprobt. Schließlich wurde in einem 
Gutachten für das BMVBW zur Einrichtung einer ‚Informationsstelle 
Vernetzung und Bündelung’ im Programm Soziale Stadt die Möglichkeit 
untersucht, die EU-Methode der Offenen Koordination auf das Bund-
Länder- und auf das Länder-Kommunen-Verhältnis zu übertragen. 

5.3 Ein Beispiel für den sich wechselseitig 
verstärkenden Mangel an horizontaler und 
vertikaler Governance:

Kommunale Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik in den 
Programmstandorten der Sozialen Stadt in Hessen 

Walter Hanesch und Imke Jung-Kroh (2004) haben im Rahmen der 
HEGISS Begleitforschung zur kommunalen Beschäftigungspolitik die für 
die HEGISS Begleitforschung leitende These, dass horizontale und vertikale 
Governance der wirklich empfindlichste Engpass des Programms Soziale 
Stadt sind, eindrucksvoll belegt. Ich referiere ihre Ergebnisse in 
Stichworten:
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Die Aufgaben der Kommunen sind geteilt: 

kommunale Beschäftigungspolitik (Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik) 
soll Problemgruppen im Gemeindegebiet fördern 

kommunale Wirtschaftspolitik soll bestehende Arbeitsplätze erhalten 
bzw. neue Arbeitsplätze durch Entwicklung neuer 
Beschäftigungsfelder für die Problemgruppen schaffen 

Zuständigkeiten sind entsprechend verteilt: 

in den meisten Kommunen wird die Aufgabe 
beschäftigungspolitisch interpretiert und liegt beim Sozialamt 

nur in wenigen Kommunen wird die Aufgabe wirtschaftspolitisch 
interpretiert und liegt dann bei der Wirtschaftsförderung 

viele Kommunen haben Teile der Aufgabe in eigens gegründete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsgesellschaften ausgelagert 

Die Zersplitterung der Zuständigkeiten auf Kommunal-, Landes- und 
Bundesebene wird aus dem folgenden Zitat deutlich: 

"Kommunale Reintegrationsprogramme im Rahmen 'Hilfe zur Arbeit' auf 
Grundlage des BSHG sind vor allem auf die Zielgruppe der arbeitslosen 
Sozialhilfeempfänger zugeschnitten, daneben richten sich die Angebote der 
Jugendberufshilfe auf Grundlage des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
(KJHG) an Jugendliche im Übergang Schule Beruf. Zuständig für diese 
Aufgabe sind gemäß BSHG und KJHG als örtliche Träger die kreisfreien 
Städte und die Landkreise"

Keine Sozialraumorientierung der kommunalen Beschäftigungs- und 
Wirtschaftsförderung

Kommunale Beschäftigungsförderung und örtliche 
Arbeitsverwaltung sind an der raschen Integration der 
Langzeitarbeitslosen orientiert: d.h. Zielgruppenorientierung vor 
Quartiersorientierung; wichtige Gruppen werden daher kaum 
erreicht: jugendliche Erwerbslose, Ausländer und Migranten.

Kommunale Wirtschaftsförderung ist auf die Gesamtstadt und die 
Region ausgerichtet: d.h. keine Quartiersorientierung; Vorrang hat 
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der Service für ansiedlungswillige überregional orientierte 
Unternehmen; Beratung und Förderung von lokalem Gewerbe; die 
Erschließung neuer Beschäftigungsfelder hat kaum Bedeutung. 

Für beide, kommunale Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik gilt: 
unspezifische Zieldefinitionen, keine regelmäßige Beobachtung der 
Zielerreichung; sozialraumbezogene kleinteilige Daten und oder 
Datenauswertungen fehlen. 

Angebote der kommunalen Beschäftigungsförderung 

Integrationshilfen der Beschäftigungsförderung sind auf Stadt- oder 
Kreisebene breit ausdifferenziert und werden betriebswirtschaftlich 
gesteuert; daher kann auf den kleinen Sozialraum eines Quartiers 
kaum Bezug genommen werden, auch wenn dort die Mehrheit der 
Zielgruppe lebt, Ausnahmen nur in kreisfreien Städten.

Quartiersmanagement bietet trotzdem häufig spezielle 
Berufsvorbereitung, Qualifizierung und Beschäftigung für einzelne 
Zielgruppen im Quartier an. Vielfach wird das vom BMFSFJ 
geförderte ‚Freiwillige Soziale Trainingsjahr’ für Jugendliche/junge 
Erwachsene mit Migrationsgeschichte angeboten, die bisher keinen 
Zugang zu sonstigen arbeitsfördernden Programmen hatten.  

In Einzelfällen sogar gekoppelt mit konkreten Projekten bei der 
Wohnraum- und Wohnumfeldversorgung. Die Zahl der Projektideen 
ist dabei sehr viel größer als die Realisierung. 

Angebote der kommunalen Wirtschaftsförderung 

Kontakte und wechselseitige Kenntnis zwischen 
Quartiersmanagement und Wirtschaftsförderung sind noch seltener.

Das Spektrum möglicher Projekte der Wirtschaftsförderung auf 
Quartiersebene ist gleichwohl besonders breit:

o Bestandsschutz für’s lokale Gewerbe;
o Erschließung von Gewerbeflächen und Bereitstellung von 

Gewerberäumen;  
o Service für Existenzgründer, für Klein- und Kleinstbetriebe; 

aufsuchende Beratung fürs lokale Gewerbe;
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o Beratung und Begleitung von Betrieben der 
Schattenökonomie in die Legalisierung;  

o Beratung bei der Einrichtung von Ausbildungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten;  

o Entwicklung neuer Produkte und Produktionsstrukturen;
o Anregung lokaler Partnerschaften zwischen öffentlichen, 

gemeinwirtschaftlichen und gewerblichen Trägern;  
o Verbesserung der Standortattraktivität und -image.  

In diesem verharzten Kontext hat das vom ESF finanzierte und 
vertikal über das vom BMFSFJ (nicht BMWA!) eingeführte 
Programm LOS die Entwicklung experimenteller Mikroprojekte 
erheblich gefördert.

Selten horizontale Governance 

Einbeziehung der Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung in 
Planungsprozesse des Stadtteilmanagements findet – wenn 
überhaupt – nur in verwaltungsinternen Steuerungsgruppen und dort 
meist nur formal, ohne ernsthafte inhaltliche Mitwirkung statt.

Einbeziehung externer Akteure (Vertreter des lokalen Gewerbes, 
Arbeitsverwaltung, Bildungs- und Beschäftigungsträger) gibt es 
kaum. Eine integrierte Planung und Implementation, die alle Ebenen 
und alle relevanten Akteure einbezieht, existiert nicht. 

Zu den günstigen lokalen Rahmenbedingungen gehören 

innenstadtnahe Lage des Quartiers 

gute Verkehrsanbindung 

ausgebaute Infrastruktur 

hohe Gewerbedichte mit Mischstruktur 

eingeführte Gemeinwesenarbeit mit guter Kooperation zwischen den 
Trägern

hoher Stellenwert des Programms bei der Politik 

Zuordnung der Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung in einem 
Dezernat



64

Zu den schwierigen lokalen Rahmenbedingungen gehören 

mangelnde gesamtstädtische Entwicklungsplanung 

Fehlen wichtiger Verwaltungsteile in der Lenkungsgruppe 

mangelnde Unterstützung der beteiligten Dezernate für das 
Programm 

Fehlen komplementärer Programme von Bund und Land; Ausnahme 
BMFSFJ-Programme E&C und LOS 

Streichung der sozialpolitischen Förderprogramme des Landes

Die Weiterentwicklung der sozialraumorientierten kommunalen 
Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung wird erschwert: 

Höhere materielle Existenzrisiken durch Verkürzung ALG 1 und 
Absenkung ALG 2

Zunehmende Ausgrenzung von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen aus dem Leistungsbezug 

Langzeitarbeitslose und Berufsanfänger werden zu untertariflichen 
Löhnen genötigt; Niedriglohnstrategie (fehlende Koppelung von 
Zumutbarkeit mit Mindesttarifen) führt zu Erwerbstätigkeit unter 
Armutsbedingungen 

Erhöhter Zumutbarkeit steht kein entsprechendes Arbeitsangebot 
und keine Entwicklung von Beschäftigungsfeldern gegenüber  

Arbeitsagenturen fördern mit Vorrang die leichter vermittelbaren 
Arbeitslosen, um ihre Benchmark zu erreichen 

Die Weiterentwicklung der sozialraumorientierten kommunalen 
Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung wird erschwert: 

Kommunen werden – unter veränderten institutionellen 
Bedingungen – weiterhin für Langzeitarbeitslose zuständig sein und 
werden für diese nicht nur die Unterkunftskosten, einmalige Hilfen 
und flankierende Hilfen tragen, sondern auch Arbeitsgelegenheit 
schaffen müssen, um langfristige negative Nebenfolgen auf der 
örtlichen Ebene zu vermeiden. 
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In den von den Arbeitsagenturen geführten örtlichen 
Arbeitsgemeinschaften mit dem kommunalen Sozialamt dürfte die 
an Sozialräumen ausgerichtete Förderpolitik erschwert werden. 

Die bisher für die Gesamtverantwortung optierenden Kommunen 
optieren weniger aufgrund hoher beschäftigungs- und 
wirtschaftspolitischer Kompetenz, eher aufgrund landes- bzw. 
parteipolitischer Rationalität (Cluster in NS und Hessen). 
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Christiane Kochner / Tatjana Mögling

6 Governance-Strategien auf kommunaler 
Ebene

Das Untersuchungsfeld LOS  

Der vorliegende Beitrag möchte einen Überblick über das Untersuchungs-
feld „Lokales Kapital für Soziale Zwecke“ (LOS), im Rahmen des 
Bundesmodellprogramms „Entwicklung und Chancen junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten“ (E&C) liefern. Zu Beginn werden kurz die 
Themenschwerpunkte und Zielsetzung des Programms vorgestellt, woran 
im Anschluss die Forschungsfrage aufgeworfen wird, die wir im Rahmen 
der wissenschaftlichen Begleitung beantworten wollen. Anhand von 
forschungsleitenden Hypothesen werden mit den ersten empirischen 
Beispielen, erkennbare Tendenzen lokalpolitischer Steuerungsmodi 
herausgearbeitet. Eine Systematisierung dieser Tendenzen soll uns im 
weiteren Verlauf der wissenschaftlichen Begleitforschung zur Generierung 
von lokalen Governance Typen verhelfen. Im Mittelpunkt des Interesses 
steht, inwiefern die unterschiedliche Ausprägung von lokaler Governance 
im Zusammenhang mit der Wirksamkeit und Nachhaltigkeit des LOS-

Programms gebracht werden kann.15

Mit der Teilnahme an dem Programm sind die Gemeinden dazu 
verpflichtet mit einer so genannten Koordinierungsstelle und einem 
Begleitausschuss eine lokale Struktur in den benachteiligten Stadtteilen 
aufzubauen, in der unterschiedliche Akteursgruppen, gemeint sind 
Anwohner, Träger, Akteure aus der Verwaltung und der lokalen Wirtschaft 
sowie Jugendliche, über soziale Maßnahmen beraten und entscheiden 
können. Die lokale Koordinierungsstelle steht dabei in der Pflicht, im 
Rahmen der Bewerbung um LOS, ein lokales Strategiepapier auszuarbeiten 
(Lokaler Aktionsplan), das den Zustand in den Fördergebieten wiedergibt 
und Lösungsmöglichkeiten vorschlägt. Der lokale Aktionsplan (LAP) 

15 Die wissenschaftliche Begleitung will einen Beitrag zur anwendungsorientierten Sozialforschung 
liefern. Hierzu wurden im ersten Untersuchungssetting 15 Modellstandorte besucht. Die qualitativen 
Studien sollen im weiteren Verlauf durch eine quantitative Erhebung ergänzt werden. Die skizzierten 
Ergebnisse in diesem Beitrag beziehen sich auf den Forschungszeitraum Juni 2004-Dezember 2004.    
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benennt außerdem auch potentielle Netzwerkstrukturen vor Ort, gemeint 
sind Aktive, lokale Träger und Vereine, auf die bei der Umsetzung des 
Programms zurückgegriffen werden kann. Meist versucht die lokale 
Koordinierungsstelle, die mit der Umsetzung von LOS betraut ist, solche 
Akteure für die Besetzung des Begleitausschusses zu rekrutieren. Die 
Zusammensetzung des Begleitausschusses fällt demnach von Ort zu Ort 
sehr unterschiedlich aus. Auch die Angliederung der Koordinierungsstelle 
an einem städtischen Amt ist von Stadt zu Stadt unterschiedlich gelöst, in 
Frage kommen das Sozial-, Jugend- oder das Bauamt. 

Konkret handelt es sich bei LOS um eine monetäre Mikroprojekt-
förderung im Umfang von max. 100.000 € pro Gemeinde, wobei ein Projekt 
nicht mehr als 10.000 € kosten darf. Über die einzelnen Mikroprojekte wird 
im Begleitausschuss entschieden, die Anträge für die Mikroprojekte stellen 
in der Regel kleinere und etablierte städtische Träger oder private Personen, 

wenn sie den Begleitausschuss mit einer Projektidee überzeugen können.16

Somit kann der Begleitausschuss jeweils abhängig von seiner Zusammen-
setzung, ein Entscheidungsgremium darstellen, welches Governance-
Elemente enthält. Hier sei noch angemerkt, dass LOS aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds finanziert wird. Das BMFSFJ ist für das 
Programm verantwortlich und hat auf Bundesebene die Stiftung des 
Sozialpädagogischen Instituts (SPI) und die Gesellschaft für Soziale 
Unternehmensberatung (gsub) mit der Umsetzung von LOS betraut. Diese 
beiden Institutionen bilden damit eine Regiestelle, die die Förderanträge der 
Gemeinden entgegennimmt und ihnen auch sonst als Ansprechpartner zur 
Seite steht.   

Die Zielsetzung von LOS besteht darin, durch den Umgang mit dem 
Programm, im Planungs-, Entscheidungs- und Umsetzungsprozess, das 
soziale Engagement der Bürger zu fördern und gleichzeitig die Verwaltung 
und die Träger dazu anzuregen, ihre sozialen und beschäftigungswirksamen 
Projektangebote, die zumeist schon vor Ort bestehen, mehr aufeinander 
abzustimmen.  

Es geht darum, dass  Lösungsvorschlägen, Ideen und Impulsen aus der 
Bevölkerung offen gegenübergestanden wird.

16 Das Fördervolumen des LOS-Programms beträgt über den Zeitraum zw. 2003 – 2006 75 Mio. €. 
Die Teilnahmequote liegt für dieses Jahr bei 176 förderungswürdigen Stadtteilen.  
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Mit den Mikroprojekten werden Themenschwerpunkte wie z.B. die 
Integration Benachteiligter auf den Arbeitsmarkt verfolgt. In den ärmeren 
Stadtgebieten sind dies in erster Linie SchülerInnen, Jugendliche mit und 
ohne Schulabschluss, MigrantInnen, Langzeitarbeitslose, Frauen und 
Berufsrückkehrer. Neben der beruflichen Integration geht es auch um 
soziale Integration, die mit der Beteiligung an Stadtteilaktivitäten, darunter 
auch die Teilnahme an Gremienarbeit wie z.B. die Teilnahme am 
Begleitausschuss, gelingen soll. Das Programm hat zum Ziel, alle 
möglichen lokalen Ressourcen in der Kinder- und Jugendhilfe zu 
mobilisieren und diese weiterzuentwickeln. Darunter fällt die Mobilisierung 
des politisch-administrativen Systems, seine Sensibilisierung für die 
Problemlagen in den benachteiligten Stadtteilen, die Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie die Beschäftigungsträger. Angesprochen sind die freien, 
die kirchlichen wie auch die öffentlichen Träger. Angesprochen sind 
außerdem Jugendliche, BürgerInnen, Vereine, Schulen und die lokale 
Wirtschaft, sich in den Entwicklungsprozess miteinzubringen.  

Die Frage, die wir im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung 
beantworten wollen, ist, wie gehen die Kommunen mit dem LOS-Programm 
um, und inwiefern beeinflusst die politische Steuerung vor Ort die 
Nachhaltigkeit des Programms? 

Die Betrachtung der kommunalen Steuerung vor Ort soll dabei vor dem 
Hintergrund der Urban Governance Debatte analysiert werden. Urban 
Governance wird in diesem Zusammenhang verstanden als neue Form der 
politischen Steuerung, die zum Zweck gesellschaftspolitischer 
Problemlösung als Aushandlungsprozess zwischen Staat, Markt und 
Gesellschaft beschrieben werden kann. Zu den Kriterien dieser Form der 
politischen Steuerung wird weiter unten ausführlicher Stellung bezogen. 

Die Forschungsfrage, mit der wir uns beschäftigen, lautet: Inwiefern 
hängt die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der durch E&C angestoßenen 
Entwicklungen von der kommunalpolitischen Steuerung i.S.v. Urban 
Governance ab? 

Zu prüfen ist demnach, ob nachhaltige Strukturveränderungen auf 
kommunalpolitischer Ebene von kommunalpolitischer Steuerung i.S.v. 
Urban Governance abhängt, d.h. ob vermehrt ämterübergreifende 
Kooperationsformen festzustellen sind und gesellschaftliche Akteure von 
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den Kommunen als Ressourcen erkannt und gezielt für die 
Problembewältigung eines Stadtteils einbezogen werden.

Es geht uns in der Wirkungsbeobachtung nicht darum, die Veränderung 
der Situation von Jugendlichen zu messen wie bei einem klassischen 
Evaluierungsauftrag, sondern, wir verwenden den Begriff der 
„NACHHALTIGKEIT“ im Hinblick auf neue Formen von institutioneller 
Zusammenarbeit, also bezüglich des Gelingens ressortübergreifender 
Kooperationsformen bzw. Koordinationsformen und der Einbeziehung 
gesellschaftlicher Akteure sowie der daraus entstehenden integrierten 
Strategien für die Verbesserung der Situation der Familien, Kinder und 
Jugendlichen in den benachteiligten Stadtteilen bzw. der gesamten 
Kommune.

Ämterübergreifende Kooperationsformen und die Einbeziehung 
gesellschaftlicher Akteure sehen wir daher als Bestandteile unseres 
Governance-Begriffs an. Demnach schauen wir uns an, wie diese 
Bestandteile vor Ort ausgeprägt sind. Governance dient uns als 
Analysekategorie für die politische Steuerung vor Ort.  Folgende 
Governancemerkmale lassen sich in Hinblick auf das politisch-
administrative System (PAS) benennen: 

Sektorübergreifende Ämterkooperation 

Beziehungsgeflechte, die neben ordnungspolitischen Regelwerken 
auch auf Vertrauen, Solidarität und geteilten Normen beruhen 

Aktionen, die einer Stadtteilidentifizierung und Sozialintegration 
nützlich sind, z.B. Verlagerung von Steuerungsinstrumenten in das 
Quartier (vor allem aber Stadtteilmanagement, Stadtteilfeste, 
Stadtteilzeitung, Büro) 

Veränderungstendenzen in der Wahrnehmung von Funktionslogiken 
der Ämter, Behörden und Einrichtungen 

Die Nachhaltigkeit der angestoßenen Entwicklungen hängt zudem von 
der Einbeziehung/Nutzbarmachung gesellschaftlicher Akteure auf 
kommunaler Ebene ab. Uns interessiert, inwiefern diese von der Kommune 
zur vielfältigen Problembearbeitung herangezogen werden.

Als weitere Governance-Merkmale lassen sich benennen:
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Bedeutungszuwachs von BewohnerInnen, freien Trägern, 
VertreterInnen aus der Wirtschaft für staatliche Akteure und 
abnehmende Bedeutung hierarchischer Steuerungsmuster 

Politische Steuerung durch die Interaktion der drei Akteursgruppen, 
d.h. auch funktionale Aufgabenteilung

Angebot und Nutzung von dialogorientierten Verfahren und 
Vermittlungsstrukturen 

Niederschwellige Zugangsmöglichkeiten zu Entscheidungszentren 
und Möglichkeiten zur Etablierung selbststeuernder Räume 

Formen von Selbstregulierung durch private Akteure wäre ein 
weiterer Kernpunkt des Interesses 

Anhand der Ausprägung der Merkmale vor Ort, soll die Form der 
politischen Steuerungsmodi in Governance-Typen eingeordnet werden, um 
zu sehen, ob Zusammenhänge zwischen Wirksamkeit bzw. Nachhaltigkeit 
des LOS-Programms und kommunalen Steuerungsmodi bestehen.  

Wie anfangs erläutert betrachten wir LOS,  weil sowohl die inhaltliche 
als auch die strukturelle Ausrichtung des Projektes es erlauben, 
Aushandlungs- und Kooperationsprozesse in der Kommune gut sichtbar zu 
machen. Wir gehen in unserer Betrachtung einmal davon aus, dass die 
Zusammensetzung des Bewohnerausschusses kennzeichnend für die Art und 
Weise der kommunalpolitischen Steuerungsprozesse ist. Im Folgenden 
werden exemplarisch zwei Hypothesen herausgegriffen. 
Hypothese 1: 

Wir unterstellen, dass je stärker vor Ort sektorübergreifendes, kooperatives 
Verwaltungshandeln ausgeprägt ist, die Wahrscheinlichkeit steigt, dass im 
Begleitausschuss (BA):

Betroffene, Bewohner, die Verwaltung als auch die lokale 
Wirtschaft vertreten sind 

die Vertreter/-innen der Kommunalverwaltung nicht dominieren 

alle Mitglieder die Entscheidungen der zu fördernden Projekte 
gleichwertig beeinflussen können 

die Entscheidungsprozesse im BA öffentlich und auf 
Verhandlungsbasis ablaufen. 
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Bisherige Ergebnisse aus der Empirie haben gezeigt, dass (1) die 
Entstehungsgeschichte, (2) die Zusammensetzung des BA und (3) die 
Entscheidungsprozesse von Standort zu Standort sehr unterschiedlich 
ausfallen können. Folgende Beobachtungen konnten in der ersten Feldphase 
diesbezüglich gemacht werden:  

Es gibt Standorte, in denen die Koordinierungsstelle (Verwaltung) eine 
aktive Rekrutierung durch den/die Koordinator/-in mit breit gestreuter 
Werbung und Aufforderung zur Teilnahme am Projekt betrieben hat. Es 
wurde in diesen Fällen gezielt auf Träger, Bewohner, die lokale Wirtschaft 
und ggf. Benachteiligte oder andere Institutionen, wie z.B. Schule oder die 
Vertreter von anderen Ämtern, zugegangen, um sie als Träger für Projekte 
oder als Mitglieder für den Begleitausschuss oder beides zu gewinnen.

In anderen Fällen konnte beobachtet werden, dass anstelle einer aktiven 
Rekrutierung ein bereits etabliertes Gremium (z.B. Lenkungsausschuss von 
Soziale Stadt) in den Begleitausschuss umbenannt wurde, womit ggf. das 
Entscheidungsorgan auch anders zusammengesetzt war.

In der Empirie hat sich herausgestellt, dass es Begleitausschüsse gibt, in 
denen Verwaltungsspitzen bzw. die Vertretung politischer Parteien 
dominieren und Entscheidungsprozesse weitgehend nach top-down Manier 
gestalten. So kam es vor, dass der/die Koordinator/-in dem Begleitausschuss 
eine Prioritätenliste von Mikroprojekten vorgelegt hat, über die weiter nicht 
mehr verhandelt wurde.  

Ebenso gab es Beispiele, in denen der Begleitausschuss von den 
Betroffenen dazu genutzt werden konnte, Problemlagen zu artikulieren und 
Lösungsvorschläge anhand von Projektideen mit den Trägern und der 
Verwaltung auszuhandeln bzw. auszuarbeiten. Nicht selten wurde bei 
Mehranträgen von Mikroprojekten ein gemeinsames Verfahren zur 
Generierung einer Prioritätenliste während einer Begleitausschusssitzung 
angewendet und Träger mussten bei Gefallen der Projektidee dem 
Begleitausschussgremium vorstellig werden, um sie zu präsentieren und 

einer Beurteilung auszusetzen.17

17 Entstehungsgeschichte, Zusammensetzung des Gremiums und die Qualität des 
Entscheidungsprozesses im Begleitausschuss wurden von uns unter Berücksichtigung der kurzen 
Zeitspanne, welche der Koordinierungsstelle in der 1. Förderphase zur Verfügung stand, näher 
untersucht. Von Interesse ist in diesem Zusammenhang auch, ob und wie sich die 
Zusammensetzung des Begleitausschusses oder der Entscheidungsprozess in der 2. Förderphase 
unter günstigeren Bedingungen (mehr Zeit, mehr Programmerfahrung) verändert hat. 
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Des Weiteren unterstellen wir, dass eine erfolgversprechende Umsetzung 
von LOS am wahrscheinlichsten ist, je stärker der/die Koordinator/-in im 
Stadtteil vernetzt ist und auf bereits vorhandene Netzwerkstrukturen 
zurückgreifen kann.
Hypothese 2:  

Die Hypothese lautet, dass je stärker vor Ort kooperatives 
Verwaltungshandeln ausgeprägt ist, desto eher kommt es zu einer effektiven 
und problemadäquaten Zusammenarbeit zwischen dem/der Koordinator/-in 
und dem Begleitausschuss, bzw. dem vorhandenen Quartiersmanagement 
sowie den freien Trägern der Jugendhilfe.

Vor Ort konnten wir bisher beobachten, dass die Stellenbesetzung 
des/der Koordinators/-in sehr unterschiedlich vonstatten ging. Es hat sich 
herausgestellt, dass einige Kommunen diese Funktion absichtlich einer 
Person übertragen haben, weil sie mit dem Stadtteil aus persönlichen oder 
beruflichen Gründen verbunden war oder auch schon vor Beginn des 
Programms eine Schnittstellenfunktion zwischen Bürger und Verwaltung 
innehatte. Solche Personen waren sehr oft in der Lage, ein genaues Bild 
über aktive Akteure im Stadtteil zu zeichnen. Die Zusammenstellung der 
Begleitausschussmitglieder scheinen nachvollziehbar, und 
Entwicklungstendenzen in der Zusammenarbeit mit anderen Akteuren, seien 
es Träger, BA-Mitglieder, Schule, lokale Wirtschaft oder dem/der 
Quartiersmanager/-in, sind von dem/der Koordinator/-in benennbar. Auch 
die Ortsansässigkeit der Koordinierungsstelle wurde unter dieser Annahme 
in Augenschein genommen, da wir davon ausgehen, dass es einen 
Unterschied macht, ob die Stelle sich im benachteiligten Stadtteil befindet 
oder im entlegeneren Zentrum.  

Wie dies bereits weiter oben schon Erwähnung fand, geht es uns um die 
Feststellung unterschiedlicher Steuerungsformen, anhand derer 
Governance–Typen formuliert werden sollen. Das Forschungsziel besteht 
darin, die unterschiedliche Ausprägung von lokaler bzw. urbaner 
Governance in Zusammenhang mit den durch E&C angestoßenen 
Entwicklungen zu bringen, um zu sehen, ob die jeweiligen kommunalen 
Steuerungsmodi Einfluss auf die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit des 
Programms haben.  
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Darüber hinaus sollen hinderliche und förderliche Faktoren zur 
Realisierung von kooperativem Verwaltungshandeln benannt werden.  

Um den Ausprägungsgrad von Governance auf der kommunalen Ebene 
darstellen zu können, nehmen wir auf die beiden genannten Merkmale 
Bezug (Einbeziehung gesellschaftlicher Akteure; kooperatives aktivierendes 
Verwaltungshandeln) und gehen theoretisch von folgender „Governance-
Typisierung“ aus:
Tabelle: Ausprägung von Governancestrukturen  

GOVERNANCE Kooperatives, aktivierendes 

Verwaltungshandeln 

Einbeziehung

gesellschaftlicher Akteure

Stark ausgeprägt Schwach ausgeprägt 

Stark ausgeprägt Typ 1 
Governance stark 

Typ 2 
Governance mittel 

Schwach ausgeprägt Typ 3 
Governance mittel 

Typ 4 
Governance schwach 

In Standorten, die über eine ausgeprägte Einbeziehung von 
gesellschaftlichen Akteuren verfügen und wo die Verwaltung 
ämterübergreifend zusammenarbeitet, rechnen wir mit einer erfolgreichen 
Umsetzung der E&C-Programmbausteine. Entstandene Strukturen hätten 
dann womöglich eine Chance zur Etablierung, es könnte Nachhaltigkeit 
erreicht werden, wenn z.B. Projekte in Regelförderung übergehen oder sich 
etablierte Kooperationsstrukturen zwischen unterschiedlichen 
Akteursgruppen abzeichnen.  

In Standorten, die über eine mittlere Ausprägung von 
Governancestrukturen verfügen (Typ 2 und 3) könnte E&C bzw. die 
Umsetzung der Programmbausteine notwendige Impulse geben, die im 
weiteren Verlauf der Programmumsetzung eine nachhaltige Veränderung 
von Strukturen bewirken könnten.
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Treffen wir bei unserer Standortanalyse auf eine Struktur in der 
gesellschaftliche Akteure nur wenig in politische Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden und dort ein veraltetes verwaltungspolitisches Leitbild 
(stark ordnungspolitisch, bürokratisch, hierarchisch) vorherrscht, so würden 
wir diese Steuerungsmodi unter Typ 4 verorten und würden daraus 
schließen, dass die im Rahmen von E&C durchgeführten Projekte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit keine nachhaltigen Wirkungen erzielen werden. 
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Rob Gilsing18

7 Governance in Dutch local youth policy 

7.1 Introduction: youth policy in the Netherlands 

The administrative system of the Netherlands can be typified as a 
decentralized unitary state. There are three layers of government: national, 
provincial and local (or municipal).19 National government is the dominant 
layer. It regulates and controls the positioning of the other government 
layers. Furthermore, it gets about 90% of all taxes paid and thus controls 
financial resources almost completely. The twelve provinces possess a 
relative minor position within the Dutch state. Their main tasks are on the 
field of environmental planning. The importance of local government – 467 
municipalities in 2005 – as an autonomous layer of government has grown 
in recent decades. This is the result of steady process of decentralisation, 
which was started in the early eighties of the past century. 

In youth policy20, a new division of tasks and responsibilities was 
proposed by national government in 1994. In the vision of national 
government, it would itself be responsible for drawing up a general 
framework, consisting of the main goals of youth policy. These goals were 
formulated as the enhancement of opportunities for youth, and as preventing 
them from social marginalization and dropout. In addition, national 
government would have a supportive function for the other layers of 
government. Provinces were held responsible for the system of youth care: 
both residential and ambulant care for young people, including more light 
forms of assistance. At the local level, municipalities were held responsible 
for general facilities and services for young people. More specific, they 
were expected to develop policies on groups with a higher risk to dropout or 
to social marginalization. National government and the interest groups of 

18 This contribution is based on chapter 6 of a study on local youth policy in the Netherlands (Gilsing 
2003).
19 For a further introduction, see Denters and Klok (2005). 
20 In the Netherlands, youth as an object of government policy is defined as the population till the age 
of 25 years old. Children are explicitly included in Dutch youth policy. For a further introduction on 
Dutch youth policy, see NIZW 2001; Becsky et al. 1999. 
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provinces and municipalities agreed upon this labour division in a specific 
covenant on youth policy. 

In the agreement upon labor division in youth policy, local government 
was attributed an important role in attaining the overall goals of youth 
policy. At the same time, it was recognized that local government was 
heavily dependent on other actors to develop and implement those policies. 
Therefore, local governance was seen as an important element of local 
youth policies. For several reasons, it was argued that local government 
should adopt the role of director.21 First, there is the wish for a problem-
oriented approach to youth policy. Such an approach presumes an integrated 
perspective that is not impeded by the boundaries between traditional policy 
sectors caused by functional differentiation. An integrated approach asks for 
collaboration between actors whenever the nature of a problem asks for it. 
Second, because of the need for an integrated approach, a variety of actors 
need to be involved in youth policy. The range of actors varies from day 
care organizations, primary and secondary schools, youth health care, 
regional youth care, police and youth welfare organizations to leisure clubs 
and labor market organizations. The collaboration between these actors 
needs to be organized and structured by local government. Third, the 
importance of youth participation in youth policy is stressed, both in policy 
formation and in policy implementation. The participation of youth 
facilitates local government to develop a more responsive, demand oriented 
youth policy.22 The involvement of youth in youth policy should therefore 
be part of the governance strategy of local government. 

This local governance strategy in youth policies is the main theme of this 
paper. The insights presented in this paper are based on the empirical 
findings on the SCP study on local youth policy. The study was carried out 
in 72 Dutch municipalities. In this paper, I will first make some analytical 
remarks on the concept of governance as used in the study. Next, I will 
present the findings on one of the main governance tools: the formation and 
management of policy networks. In the fourth section, the use of other 

21 Director (in Dutch and German: Regisseur) is used as a metaphor. Local government is supposed 
to give direction to the actors involved in local youth policy. Those actors have certain discretion in 
performing their roles.  
22 Besides, participation is supposed to have an educational impact. Cf. Gilsing 2001. 
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governance tools will be discussed. In the last section, some concluding 
remarks will be made. 

In this paper, the stress is on the reflection on the results of the study on 
youth policy. This implies that methodological aspects of the study are not 
discussed in this paper.23

7.2 Local governance: some analytical remarks 

In this section I would like to make some analytical remarks on the concept 
of governance as used in the study on youth policy.

First, how to define governance? In the study it was defined somewhat 
loose as the bulk of activities to steer or influence the behavior of other 
actors that are involved in a certain policy field. In a way, it can be defined 
as the intentional influencing of policy processes, such as policy formation, 
policy implementation and policy evaluation. 

A second remark concerns the assumption of the existence of policy 
networks. At this point, it is important to distinguish between networks as a 
tool of governance, an instrument for steering actors on the one hand, and 
networks as an analytical concept on the other. If policy networks are 
perceived of as tools of governance, they are intentionally established to 
structure and manage the way in which actors in a certain policy field 
collaborate. In this perception, the formation and management of networks 
are important instruments for actors that are intending to steer the behavior 
of other actors. Policy networks themselves are a way to structure and 
maintain relations between actors. In the perception of networks as 
empirical phenomena, they exist without being established intentionally. In 
this view, the interdependence of actors in a policy field is stressed. Actors 
are mutually influencing each other’s behavior. The concept of networks is 
used to understand and to analyze empirical phenomenon. In the study of 
youth policy presented in this paper, networks are seen as tools of 
governance.

Another analytical remark on local governance concerns the position of 
government. A crucial element in our concept of governance is that we 
perceive of (local) government as the central steering actor. Local 

23 For some methodological aspects of the study, see Gilsing 2000; Gilsing 2002. 
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government is held responsible for an integrated approach to youth, for the 
involvement of and co-operation between a great variety of actors, and for 
the involvement of youth. From this point of view, local government has a 
task in bringing actors together and in getting consensus on policies. It holds 
a central position in local governance, i.e. intending to influence or steer the 
behavior of other actors involved in youth policy. One could argue that all 
actors in a policy network have the intention to influence the behavior of 
other actors. While this may be the case, from the point of view of the study 
on local youth policy it’s not the most appropriate approach. 

Finally: governance is characterized by the absence of traditional top-
down, hierarchical tools. Notwithstanding its central role, local government 
is not in the position nor does it possess the resources to simply be in 
command of other actors. Thus, interactivity and consensus are important 
elements in this new generation of governance tools. 

7.3 Policy networks as a tool of governance 

In this section I will focus on the functioning of policy networks around 
local youth policy. As stated in the previous section, policy networks are 
seen as an instrument to strengthen the collaboration between actors 
involved in youth policy. Local government plays an important role in the 
constitution and management of those networks.  

The study pointed out that policy networks around youth policy exist in 
about 85% of the municipalities. This percentage corresponds with the 
percentage of municipalities that has developed a specific youth policy. In 
the other 15%, no specific youth policy exists, which means that youth 
facilities are provided for by traditionally, functionally organized policy 
sectors. In almost every municipality with a specific youth policy, there are 
policy networks operational. 

The average number of policy networks in those municipalities with 
networks was 3,5. A maximum number of nine networks was counted in 
one of the municipalities. Several others counted eight networks. One has to 
realize that this count of policy networks reflects a minimum number. The 
study distinguished between several types of networks, and we counted no 
more than one for each type of network. Yet it is known that for some types 
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of policy networks, especially those operating at the level of neighborhoods, 
there exists more than one. This is in particular the case in the bigger cities. 

What types of networks are operating around local youth policy? One 
might expect that, because of the wish for an integrated approach, 
municipalities would have at least one network concerned with the overall-
youth policy in which strategic decisions on the broad course of youth 
policy are discussed. Those networks appeared to be operational in around 
four out of ten municipalities. But most networks focus on actual problems 
or narrower defined themes, such as the early recognition of problems in the 
development and upbringing of children, youth delinquency, educational 
risks and problems in schools and an integrated approach for young children 
(from 0 to 6 years old). 

Considering the overall network structure for each municipality, there 
seemed to exist a fair amount of overlap in several municipalities. The 
division in tasks and responsibilities between various policy networks was 
not very clear in these cases. As an example, we found in the same 
municipality a network around secondary schools, especially engaged with 
pupils having problems (educational, socio-emotional, etc.) and a network 
around youth delinquency, with almost the same actors involved. This 
almost identical composition of networks on themes that with respect to 
content are closely linked to each other – there is a clear causal relationship 
between school problems (especially school absenteeism) and youth 
delinquency – leads to the conclusion that the existence of both networks 
does not seem very efficient. 

What is the position of policy networks in the policy process? Are they 
primarily engaged in the policy formation process? Or are they mainly 
aimed at structuring and managing the collaboration at the operational 
level? In an earlier study,24 the position in the policy process turned out to 
be important with respect to the question of institutional representation. At 
which level does an institution delegate an employee to participate in 
networks? At the managerial level, or at the operational level? The study 
pointed out that almost half of the networks have a dualistic position in the 
policy process. They have to deal both with strategic issues and with the 
fine-tuning of operational activities. It is very plausible that for some 

24 Gilsing et al. (2000). 
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organizations the question of institutional representation is problematic. I 
will come back to this point in my concluding remarks in the last section.  

Finally, some actors appeared to be heavily loaded by their participation 
in several networks. They are expected to participate in various types of 
networks in the same municipality. This holds especially for such actors as 
the police, regional youth care organizations, primary schools and welfare 
organizations. This might be problematic especially for actors operating at a 
regional level, such as the police and the regional offices for youth care: 
they are not only participating in various networks in each municipality, but 
also in several municipalities in their region. 

Concluding on policy networks around local youth policy: many policy 
networks are operational, in a majority of the municipalities there is no 
overall network on youth policy, a majority of the networks does not have a 
clear position in the policy process, and the network structure and 
composition is in some municipalities inefficient. 

7.4 Other tools of governance 

In this section, the appliance and use of some other governance tools in 
local youth policy will be discussed. In the study, the focus was on the use 
of a policy vision to get consensus between actors, on the degree of 
interactivity in the process of policy formation, on the coordination or 
steering of the policy implementation process and on evaluation as a tool for 
improving policies and policy processes. 

A policy vision may in a broad sense serve as a guiding line for the 
actions of actors involved in youth policy. It directs those activities and may 
include the final goals of youth policy: where to head for?  

We found that a large majority of the municipalities has a vision on youth 
policy. The presence of a vision was recognized both by local government 
officials responsible for the coordination of youth policy and by other actors 
involved in youth policy. On the average, these actors judge the policy 
visions as directional for their actions. In that respect, policy visions seem to 
fulfill their function. Furthermore, a huge majority of these actors agrees 
with the vision on local youth policy that is established in the municipalities 
in which they are involved. Policy visions thus also perform the function of 
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committing actors. Finally, a policy vision leads to clear expectations on the 
role of the various involved actors in the implementation of policies. In 
municipalities with a vision on youth policy, actors indicate –  in 
comparison with actors in municipalities without a vision – relatively often 
that the tasks they have to perform in youth policy are evident to them. 
Obviously, a policy vision gives direction, helps to form consensus and 
leads to clear mutual expectations between actors. 

Realizing interactivity in the process of policy formation is another tool 
of governance. Amongst others, it includes the development of a policy 
vision. We asked about 350 actors in the 72 municipalities (local 
government not included). Around 60% of these actors indicated that they 
were involved in the process of formation of youth policy in the involved 
municipality. This leaves a vast minority of 40% of the actors that are not 
involved in process of policy formation.  

An important finding is that the involvement of actors in the process of 
policy formation correlates positively with the consensus between local 
government and other actors on the role and mutual responsibilities. If these 
latter actors are involved in policymaking, there’s a greater chance that they 
agree with local government on their role in local youth policy. This finding 
clearly underlines the significance of interactivity in policymaking  

A third governance tool, besides the constitution and maintenance of 
policy networks, is the coordination of implementation processes. 
Integration of policies does not only concern the process of policy 
formation, but has also to do with implementation. In our study on youth 
policy, we found that a vast majority of the implementing actors has an 
agreement or some kind of contract with local government on the 
operational goals the actor has to work at. Those agreements can be referred 
to as implementation plans. In most cases, local government and the 
implementing actor draw up these plans jointly. We suppose that this 
interactivity has a positive effect on the willingness of implementing actors 
to meet the expectations, just like the interactivity in the policy formation 
process has a positive effect. 

Furthermore, most implementing actors feel they enjoy a considerable 
degree of autonomy during the implementation. Apparently, local 
government trusts the professional skills of those actors. Local government 
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and implementing actors often together define what to do, while the last 
possess the professional skills to determine how they do it. 

The importance of consensus between local government and other 
involved actors is again underlined by the finding that consensus between 
government and implementing actors enlarges the chances for goal 
attainment. If there is consensus on the policy vision and / or on the 
implementation plan, it is more likely that policy goals will be attained. 

Policy evaluation is the last government tool to be discussed in this 
section. From the perspective of governance, it must be seen as a tool for 
learning, aimed at future improvements of policy and policy processes.  

Impact assessment is one of the ways to evaluate policy. Impact 
assessment is aimed at establishing the results of certain policies. It makes it 
possible to establish ‘good practices’ and to determine which policies are 
less successful. In our study, we found that about half of the municipalities 
said to do something on the evaluation of policy impacts. However, these 
evaluations were mostly based on reports from implementing actors, who 
are clearly stakeholders in the evaluation process. Effect evaluation by more 
objective standards is far less common in Dutch local youth policy. 

The evaluation of policy processes, in order to improve for example the 
collaboration in networks, or to improve the quality of governance, is hardly 
seen in Dutch local youth policy. This is in itself a remarkable finding, 
given the stress on the importance of good governance (or ‘Regie’).  

Evaluation is not only an activity at the end of the policy cycle. It can 
also be seen as an ongoing process from the perspective that it is important 
to know what is going on, and especially, how it is going. This facilitates the 
fast and adequately responding to undesirable or unintended developments. 
In our study, around 40% of the implementing actors had to report every 
now and then during the implementation process. Again, they are 
stakeholder, but this is one way to monitor how the implementation process 
develops.
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7.5 Concluding remarks: lessons for local 
governance

In this final section some concluding remarks will be made. What lessons 
can we draw? How to improve governance in Dutch local youth policy, and 
perhaps governance in general? 

First, it is important to understand what governance means. In the 
Netherlands, the synonym of governance, Regie, is used in every policy 
white paper, but often it is just a case of ‘name-dropping’. Something 
comparable happened with the often abused concept of monitoring. Every 
policymaker wished his- or herself a monitor, without asking what purpose 
it had to serve. Therefore one should ask whenever governance is being 
asked for: what are the characteristics of a policy field? And what does this 
mean for the kind of governance that is required? 

The next remark is related to the first point: make sure you have 
knowledge about the actors in a certain policy field. The characteristics of 
these actors in terms of for example their legal position, their financial and 
other resources and their internal organization determine the relations 
between the actors and therefore also the requirements and limits on the 
constitution and management of policy networks.  

The most important tool of governance is a policy vision, which gives 
direction and serves as a guide to all the involved actors. Besides, it has also 
the function to bring consensus between actors. And as our study pointed 
out, consensus between the various actors is a major predictor for positive 
results. This point has a clear relation with the importance of interactivity in 
the processes of policy formation and policy implementation. Our study 
clearly points out that this interactivity enlarges the chances for the just 
mentioned consensus. 

Constituting and managing policy networks is an important tool in 
structuring the collaboration between actors involved in a certain policy 
field. Around local youth policy, various networks have emerged per 
municipality. Not seldom, it proved problematic to get an efficient network 
structure, without overlap between networks, with a clear division of tasks 
and responsibilities, and with a restricted load for participating actors, i.e. a 
restricted number of networks wherein they are asked to participate. One 
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way to achieve this is by constituting a limited number (one or two) 
networks at the strategic level, which have a broad range of participating 
actors, and by having small, problem-oriented networks at the operational 
level. Furthermore, it is better to avoid networks with both strategic and 
operational tasks. The mixing up of these tasks leads to problems of 
institutional representation and possibly also to overload. 

Local government plays a crucial part in bringing to effect the previous 
lessons: it can assume the role of constitutor of policy networks. In that 
case, it brings actors together, defines network tasks etc. At the strategic 
level, it also manages the networks, while at the operational level, this 
managing role can also be in hands of actors that are close to the problem 
dealt with. But the constitution of both types of networks is a very important 
governance tool for local government. 

Finally: governance is about trust, and far less about control. This means 
that trust in the professional skills of other actors is important. In this sense, 
governance is about facilitating the common setting of goals, about giving 
space to street level workers, about knowing the results of what is jointly 
achieved, and about learning lessons for the future. 
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 Birgit Reißig 

8 Haben lokale Governance-Strategien 
soziale Exklusion im Blick? – Der Umgang 
mit Benachteiligung und benachteiligten 
Gebieten in Kommunen 

8.1 Einleitung

Im folgenden Beitrag geht es weniger um eine empirische Analyse darüber, 
welche Kommunen wie mit sozialer Exklusion umgehen und ob 
Governance-Strategien dabei Anwendung finden – das sollte, und wird es 
hoffentlich auch in noch deutlicherem Maße als bisher, Gegenstand eigener 
empirischer Untersuchungen sein.  

Es werden an dieser Stelle aber Überlegungen angestellt, die solchen 
empirischen Studien vorausgehen sollten. Insofern ist die Frage aus dem 
Titel des Vortrages zu präzisieren:  

Können lokale Governance-Strategien soziale Exklusion im Blick 
haben?  

Was bedeutet das Konzept der sozialen Exklusion für lokale 
Politik (und auch die Forschung darüber)?  

Ist die Strategie des Governance geeignet, sich auf 
lokalpolitischer Ebene (aber auch auf Ebenen darüber) mit 
sozialer Exklusion auseinanderzusetzen sowie Maßnahmen gegen 
Ausgrenzung in Gang zu setzen? 

Dazu wird in einem ersten Schritt zunächst das Konzept der sozialen 
Exklusion etwas näher vorgestellt. Da es inzwischen auch in Deutschland 
einen vermehrten Diskurs zu Ansätzen von sozialer Exklusion gibt, möchte 
ich mich spezifisch auf ein  Konzept stützen, das m. E. die Entwicklungen 
in unserem Land theoretisch am besten fasst. Es handelt sich dabei um das 
Konzept der sozialen Exklusion wie es Kronauer ausgearbeitet hat und 
vertritt (Kronauer 2002).

In einem zweiten Schritt wird betrachtet, ob und auf welchen Ebenen 
soziale Exklusion in der Politik bereits explizit eine Rolle spielt.
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Daran anschließend wird auf strategische Eckpunkte eingegangen, die 
beschreiben, was unter Governance wesentlich zu verstehen ist.  

In einem dritten Teil geht es um die Kernfrage des Beitrages: Kann mit 
Governance-Strukturen effektiv Ausgrenzungsprozessen entgegengewirkt 
werden? Und gibt es dafür in der Forschung bereits erste Belege? 

8.2 Konzept der sozialen Exklusion  

Das Thema der sozialen Exklusion scheint in der sozialwissenschaftlichen 
Diskussion seit ein paar Jahren ein Konjunkturthema zu sein. Nach einer 
Phase, in der eher (und zuweilen fast ausschließlich) horizontale 
Unterschiede (wie Geschlecht, Alter u.a.) die Ungleichheitsdiskussion in 
den Sozialwissenschaften beherrschten, rücken nun Fragen nach vertikalen 
Ungleichheitsdimensionen wieder stärker ins Blickfeld der Diskussion, 
wobei horizontale Aspekte nicht aus den Blick geraten sollen. In diesem 
Zusammenhang ist in Deutschland zum einen über die Debatte um die 
Begriffe Zentrum-Peripherie (als Gegenargument zu reinen „Oben-Unten“-
Schichtungen; Kreckel 1992) und zum anderen über die Diskussion um 
„exclusion sociale“ in Frankreich sowie die Underclass-Debatte in den USA 
und Großbritannien der Begriff der sozialen Ausgrenzung verstärkt in die 
sozialwissenschaftliche Diskussion hierzulande aufgenommen worden 
(Kronauer 1997, 2002; Bude 2004; Vogel 2001; 
Häußermann/Kronauer/Siebel 2004).  

Das Aktuellwerden der Begriffe Exklusion und Ausgrenzung passierte 
nicht zuletzt aufgrund der nun auch die Mittelschicht erreichenden 
Schockwellen eines möglichen sozialen Abstiegs. Gerade anhaltende 
Arbeitslosigkeit sowie der dauerhafte Ausschluss von Erwerbsarbeit bilden 
den Kern in der aufkeimenden Exklusionsdebatte. Die damit 
einhergehenden Konsequenzen wie z.B. Armut, Verminderung politisch-
kultureller Teilhabe, zunehmender institutioneller Ausschluss und natürlich 
auch die Überlastungen der wohlfahrtsstaatlichen Abfederungssysteme 
scheinen den – wie Burkhard Lutz bereits 1984 feststellt – „kurzen Traum 
immerwährender Prosperität“ endgültig zu begraben (Lutz 1984).

Neben den bereits genannten Konsequenzen kommen aber auch Fragen 
nach zunehmender sozial-räumlicher Ausgrenzung in den Blick. Diese 
schienen lange Zeit für Deutschland verglichen mit den Ghettos in den USA 
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oder den banlieues in Frankreich nicht so ausgeprägt und für den Großteil 
der Städte in Deutschland mag das auch heute noch zutreffen, aber 
verschiedene Studien in den letzten Jahren belegen eine wachsende 
Homogenisierung in – besonders innerstädtischen – Quartieren auch 
hierzulande. Da ist auf der einen Seite die Herausbildung von sich 
abschottenden „reichen“ Gebieten, aber auf der anderen Seite auch 
Wohnviertel, in denen zu großen Teilen Arme und Ausgeschlossene leben 
(ausgeschlossen ist hier auch im staatsbürgerlichen Sinn gemeint – siehe 
„Migrantenviertel“).  

Es wird also deutlich, dass hinter der theoretischen Debatte um die Modi 
von Inklusion und Exklusion sich tatsächlich abzeichnende Entwicklungen 
auch in Deutschland stehen.

Was beinhaltet aber nun der Begriff der sozialen Exklusion? 

Es soll – wie bereits angedeutet – an dieser Stelle nicht um die internen 
Debatten gehen, die es aktuell um den Exklusionsbegriff gibt. In 
Deutschland gibt es zwei generelle Annäherungsweisen an den 
Exklusionsbegriff: Zum einen Arbeiten aus der systemtheoretischen 
Richtung (Luhmann 1997, Nassehi 1997); zum anderen Ansätze, die eher an 
die internationale Debatte anschließen (insbesondere Frankreich und USA) 
und aus Überlegungen zur sozialen Ungleichheit sowie dem Armutsbegriff 
resultieren. Prominenter Vertreter dieser letztgenannten Richtung in 
Deutschland ist Martin Kronauer. 

Betrachtet man sein Konzept der sozialen Exklusion, lassen sich zwei 
grundlegende Aspekte ausmachen, an denen sich soziale Exklusion 
besonders verdeutlicht. Das ist zum einen der Aspekt der Interdependenz, 
zum anderen der der Partizipation. Interdependenz meint dabei die 
Marginalisierung (bis zum Ausschluss) vom Arbeitsmarkt/ Erwerbsarbeit 
sowie eine Einschränkung sozialer Beziehungen (bis zur sozialen Isolation). 
Mit Partizipation, dem zweiten Punkt, an dem sich soziale Exklusion 
verankern lässt, ist der Ausschluss von Teilhabemöglichkeiten an 
gesellschaftlich anerkannten Lebenschancen und Lebensstandards gemeint 
(Kronauer 2002, Kronauer 1999). Dabei ist Exklusion jeweils zugleich 
Zustand und Prozess, also einerseits eine aktuell feststellbare, andererseits 
jedoch keine festgeschriebene und unumkehrbare Tatsache. 
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Oftmals wird – insbesondere von seinen Kritikern, aber auch von 
Vertretern der Systemtheorie – im Zusammenhang mit sozialer Exklusion 
von einer Dualität des Drinnen oder Draußen gesprochen. Die Übergänge 
von sozialer Inklusion zu sozialer Exklusion sind jedoch fließend und 
sollten sicherlich – im Simmelschen Sinne – eher als Gleichzeitigkeit von 
Drinnen und Draußen gedacht werden. Von sozialem Ausschluss Betroffene 
stehen nicht außerhalb unserer Gesellschaft, sondern Exklusion findet in 
unserer Gesellschaft statt. Inklusion und Exklusion stellen sich nicht als 
dichotome und logisch ausschließende Zustände dar. Zwischen beiden 
existiert eine – offenbar immer breiter werdende – Zone der Vulnerabilität 
(Castel 2000). Die Verbindungsfäden aus dieser Gefährdungszone zur Zone 
der Integration werden für einen Teil der Menschen immer dünner. Das gilt 
z.B. nicht zuletzt für all diejenigen, die in prekären Beschäftigungsformen 
stecken.

Diese Punkte, an denen sich soziale Ausgrenzung fest machen, zeigen, 
dass, bevor soziale Ausgrenzung als ein Thema wahrgenommen werden 
kann, ein gewisses Niveau der Integration als selbstverständlich gilt, wie 
zum Beispiel die Qualität einer  Lebensführung, die gesellschaftlich 
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anerkannten Mindestanforderungen entspricht und die prinzipiell über 
Erwerbsarbeit aller (Suchenden) gewährleistet wird.

In verschiedenen Beiträgen sind die konkreten Ausprägungen sozialer 
Exklusion diskutiert worden. In vielen Fällen haben sich dabei vier Aspekte 
besonders herauskristallisiert. Es handelt sich um die ökonomische, die 
institutionelle, die soziale sowie die kulturelle Ausgrenzung (Häußermann et 
al. 2004). 

Neben den genannten Formen sozialer Ausgrenzung führt Engbersen 
daneben auch den Begriff der Selbstausgrenzung ein. Der beinhaltet vor 
allem die Abkapselung der Betroffenen von sozialen Beziehungen auf 
Grund wachsender Schamgefühle ob des Nicht-Mehr-Mithaltens-Könnens, 
sei es finanziell, sei es, weil man sich an Gesprächen mit Erwerbstätigen 
und der Erwerbsarbeit nicht beteiligen kann (Engbersen 2004).

Anders als es zum Beispiel der Underclass-Begriff suggeriert, meint 
soziale Exklusion nicht eine festgeschriebene Schicht oder Klasse, die von 
vornherein keine Chance auf eine vollwertige Integration in die Gesellschaft 
hat (auch wenn  Tendenzen ererbter Sozialhilfekarrieren in Deutschland in 
einigen Fällen beobachtbar sind). Exklusion ist ein Prozess, der in beide 
Richtungen (Zone der Integration – Zone der Ausgrenzung) offen ist.
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Konzept der sozialen Exklusion

Aspekte sozialer Ausgrenzung

Ökonomische Ausgrenzung
Arbeitsmarktausgrenzung, Lebensstandard verringert sich, Kontaktmöglichkeiten 
zu erwerbstätigen Personen verringern sich

Institutionelle Ausgrenzung
Interessenvertretung schwindet, sukzessive weiniger soziale Schutzrechte, ein-
seitige Abhängigkeit vom Wohlfahrtsstaat

Soziale Ausgrenzung
Verringerung der sozialen Kontakte, Gefahr der Isolation, Kontakteinengung 
auf homogenes Milieu

Kulturelle Ausgrenzung
Negative Etikettierung, verringerte Möglichkeit, Leben nach allgemein anerkannten
Lebenszielen zu gestalten
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Wenn soziale Exklusion als gesellschaftliches Problem wahrgenommen 
wird (und die Betroffenen nicht als Überzählige etikettiert werden sollen, 
die selbst und allein für ihr Schicksal verantwortlich sind), geraten die zuvor 
angesprochenen Dimensionen sozialer Ausgrenzung auch in das Blickfeld 
von Politik. 

8.3 Soziale Exklusion und Politik 

Den Terminus soziale Exklusion hat zuerst die Europäische Gemeinschaft in 
die Politik eingebracht: Schon 1989 beschloss sie, ihre Strategien gegen 
Armut und Arbeitslosigkeit unter der Leitlinie „Kampf gegen soziale 
Exklusion“ zu fassen. 

Dass es auch in der europäischen Politik nicht mehr alleine nur um 
Armutsbekämpfung gehen sollte, wird in den Ausführungen der 
Europäischen Kommission aus dem Jahre 1993 deutlich. In ihrer 
programmatischen Schrift „Social Europe. Towards a Europe of Solidarity: 
Combating Social Exklusion“ werden neben Armutsbekämpfung allgemeine 
soziale Rechte, Zugang zum Arbeitsmarkt, Stärke der informellen 
Netzwerke als Ziele ihrer Politik explizite genannt.  

In der wissenschaftlichen Literatur findet man in den darauf folgenden 
Jahren eine Reihe von Projekten, bei denen ein Austausch über die Begriffe 
Inklusion und Exklusion auf europäischer Ebene realisiert wurde. So gab es 
ein Projekt, bei dem sich Sozialwissenschaftler verschiedener europäischer 
Universitäten über Inhalt und Erscheinungsformen sozialer Exklusion 
austauschten und verständigten (Littlewoood 1999). Zudem wurden 
europaweit empirische Studien zum Ausmaß von Exklusion durchgeführt 
wie zum Beispiel eine Studie, die sich mit sozialer Ausgrenzung unter 
arbeitslosen Jugendlichen beschäftigte (Kieselbach 2003). 

Auch auf politikwissenschaftlicher Ebene finden sich nun – scheinbar 
noch sehr vereinzelt – Abhandlungen zum Verhältnis von politics und 
policy und sozialer Exklusion. So beispielsweise die UGIS- Studie „Urban 
Governance, Social Inclusion and Sustainability“, die für Deutschland von 
Prof. Friedrichs durchgeführt wurde und in der es vor allem um 
Begriffsbestimmungen und das Finden zentraler Forschungsfragen zum 
Thema ging (Vranken, De Decker, Van Nieuwenhuyze 2002).  
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Das EISS (European Institute of Social Services) der University of Kent 
in Canterbury  befasst sich mit dem Thema: „Partial, unequal and 
conflictual: problems in using participation for social inclusion in Europe“. 
Dabei stellen die Wissenschaftler fest, dass die meisten Projekte und 
Initiativen, die sich mit der Bekämpfung von sozialer Exklusion befassten, 
top down durchgeführt werden und wenig Raum für Beteiligung genau 
derer ließen, die selbst von sozialer Exklusion betroffen sind. Es handelt 
sich oftmals um Programme, die in einer großen Distanz zu den Menschen 
entworfen werden, die die Zielgruppe dieser Programme darstellen 
(Stevens/ Bur/ Young 1999). Mit dem Amsterdamer Vertrag von 1999, so 
die Autoren, wurde die Blickrichtung jedoch auch hier geändert: Es sollen 
auch die Betroffenen selbst in den Kampf gegen soziale Exklusion 
involviert werden. Dazu wurde zum einen der meist noch enge Fokus auf 
den Arbeitsmarkt erweitert (Ausgrenzung aufgrund des Geschlechts, 
ethnischer Herkunft, Religion oder Glaube kamen mit in den Blick). Zum 
anderen wurde die Stärkung der Beteiligung (participation) bottom up als 
eine der „major principles“ benannt.  

Wenn im gleichen Text der genannten Autoren des EISS Partizipation als 
das Gegenteil des Prozesses der sozialen Exklusion bezeichnet wird, 
gelangen wir damit zur Frage, inwieweit urban bzw. local Governance-
Strategien in der Lage sein können, soziale Exklusion zu verhindern oder zu 
bekämpfen. Um auf diese Frage näher eingehen zu können, möchte ich 
zunächst einige Eckpunkte dessen, was Governance allgemein und lokal 
Governance im Besonderen bezeichnen, in Erinnerung rufen.  

8.4 Eckpunkte von Governance 

Es geht an dieser Stelle nicht um eine umfassende Begriffsgeschichte, 
sondern um wichtige Punkte, die aus meiner Sicht Governance ausmachen 
(und evtl. auch Fragen aufwerfen). Die Strategie des Governance scheint 
eine Reaktion auf gesellschaftliche Veränderungen zu sein. Mehr denn je 
sind Entscheidungsträger in der Politik auch auf das Handeln von Akteuren 
(sowohl aus dem öffentlichen wie dem privaten Sektor)  außerhalb der 
bisherigen Strukturen angewiesen. Komplexer werdende gesellschaftliche 
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Aufgaben lassen sich offenbar nicht mehr (oder zumindest nicht 
zufriedenstellend) allein durch einen autonom agierenden Staat bewältigen. 

Governance bezeichnet – und das scheint der zentrale Punkt zu sein – 
„netzwerkartige Strukturen des Zusammenwirkens staatlicher und privater 
Akteure“ (Benz 2004:18). Die Zielrichtung ist also eine stärker horizontale 
Ausrichtung und weniger eine auf hierarchische Strukturen. Dennoch setzen
„im Schatten der Hierarchie des Staates“ bestimmte Regelsysteme von 
Institutionen die Rahmenbedingungen des Handelns von Akteuren. 
Trotzdem sind die Möglichkeiten von Steuerung durch die verschiedenen 
Akteure gegeben.

Es geht darum, gemeinsam (in besagten Netzwerken) Probleme zu 
definieren und darüber hinaus auch gemeinsam Strategien zu entwickeln, 
diese Probleme zu bearbeiten. Das bedeutet, dass die Probleme sowie deren 
Behandlung nicht mehr allein top down festgelegt werden. Der 
entscheidende Faktor dafür dies zu realisieren ist Partizipation, die sich 
nicht mehr nur in Wahlbeteiligungen messen lassen kann, sondern in einem 
erhöhten allgemeinen Engagement verschiedener Akteure. Spätestens an 
dieser Stelle kommt die Kommune in den Blickpunkt von Governance-
Strategien, denn auf dieser – konkreten Ebene – werden u.U. bereits auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene definierte Probleme auf die eigenen 
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Eckpunkte der Governance-Strategien

Governance

… beruht auf netzwerkartigen Strukturen, bei denen staatliche und private 
Akteure interagieren und kooperieren

… ermöglicht gemeinsame Problemdefinition sowie gemeinsam erarbeitete
Bekämpfungsstrategien

… benötigt verbindliche Entscheidungen, die den Interessen der Beteiligten
dienen

… beruht auf einem breiten Engagement verschiedener Akteure
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Voraussetzungen hin präzisiert und auch ganz spezifisch Gegenstrategien 
entwickelt. Hier lassen sich die Probleme nicht mehr nach noch „weiter 
unten“ delegieren – es müssen vor Ort Lösungsansätze gefunden werden. 
Zudem kann man auf dieser Ebene am deutlichsten beobachten, welche 
Herangehensweisen (z.B. Government vs. Governance) welche Effekte 
erzielen.

Wie lässt sich vor diesem Hintergrund das Verhältnis von sozialer 
Exklusion und deren Wahrnehmung und Bekämpfung in der Politik 
bestimmen? 

8.5 Soziale Exklusion und Governance 

Betrachtet man sich Erfahrungen in der Ausarbeitung von Gegenstrategien 
zu sozialer Exklusion auf der lokalen Ebene, wird schnell sichtbar, dass eher 
einzelne Aspekte, die eine Relevanz für Ausgrenzungsprozesse von 
Menschen haben können, in den Blick genommen wurden. Einzelne dieser 
Aspekte sind die Wohnungs-, Sozial-, Gesundheits- oder Kulturpolitik. Hier 
bescheinigten schon Bullmann/ Gitschmann 1985 (zitiert nach Häußermann 
1991), dass man in diesen Feldern zu neuen Formen der Selbstorganisation 
und genossenschaftlichem Wirtschaften in der Zusammenarbeit von 
administrativen Kräften und selbstinitiierten Gruppen gelangen könne – also 
etwas, was man heute durchaus mit Governance umschreiben würde.  

Dennoch: Diese einzelnen Bereiche werden, so scheint es zumindest, 
kaum oder viel zu wenig in ihrer Gesamtheit betrachtet (obwohl ja 
Abhängigkeiten bestehen). Geht man in den Bereich der Arbeitsmarktpolitik 
so wird sie ganz recht als ein Gegenstand „lokaler politischer Prozesse“ 
betrachtet, bei dem je nach den lokalen Bedingungen „Problemgruppen“ 
betrachtet und daran anschließend spezifische Herangehensweisen und ein 
spezifischer Ressourceneinsatz realisiert werden. Doch wer identifiziert 
diese Problemgruppen? An dieser Stelle stoßen wir auf ein wichtiges Feld 
gemeinsamer akteursübergreifender Zielgruppenbestimmung als 
Voraussetzung für einen gemeinsamen Mitteleinsatz (neben der 
Bundesagentur und den Arbeitsagenturen betrifft das z.B. auch Träger 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen oder privatwirtschaftlicher Betriebe 
sowie verschiedener Interessensverbände).
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Als ein an vielen Stellen deutlicher Beleg dafür, dass nachhaltig 
wirksame Netzwerkstrukturen oftmals erst noch im Aufbau begriffen sind 
(um es positiv zu formulieren), können die Probleme gelten, die sich mit der 
Hartz IV-Umsetzung ergeben: Es ist eine oft mangelnde Zusammenarbeit 
zwischen den Sozialämtern der Kommunen und den Arbeitsagenturen sowie 
eine unzureichende bzw. nicht vorhandene Einbeziehung von Jugendämtern 
und Sozialämtern zu beobachten. 

Es zeigt sich also, dass es bereits bei der Bearbeitung einzelner lokaler 
Politikfelder schwierig ist, diese umfassend zu behandeln ohne eine 
Steuerung, bei der sich staatliche, private und gesellschaftliche Akteure 
vernetzen und ihre Handlungsspielräume gemeinsam nutzen. Betrachtet 
man sich nun einen so komplexen Gegenstand wie die soziale Exklusion 
und ihre Bekämpfung ist anzunehmen, dass Governance die 
erfolgversprechendere Strategie ist; insbesondere an den Orten, an denen die 
Gefahr massenhafter sozialer Ausgrenzung bereits real gegeben ist. Mithin 
geht es um den Versuch, komplexe Gegenstände (wie soziale Exklusion) 
über ein komplexes Herangehen und das Einbinden vieler Akteure 
(einschließlich der Betroffenen selbst) zu bearbeiten sowie gemeinsam 
Gegenstrategien zu entwickeln. Dies funktioniert auch nur über eine 
integrierte Stadtentwicklung, die alle Stadtteile einbezieht und nicht nur auf 
einzelne Gebiete ausgerichtet ist, was zu Insellösungen führen kann.

Ein Versuch, verschiedene Aspekte (die die Gefahr sozialer Exklusion in 
sich bergen) in den Blick zu nehmen, ist das Bundesprogramm E&C mit 
seiner Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen. Hier geht es darum, in 
sozialen Brennpunktgebieten Bedingungen zu schaffen, die einer 
Desintegration entgegenwirken sollen (z.B. Integration in den Stadtteil über 
Beteiligung oder die Arbeitsmarktorientierung des FSTJ-Bausteins).

Mit seiner Kopplung an das Soziale Stadt-Programm wird – allerdings 
top down – versucht, auch kommunale Strukturen zu verändern, denn nur 
über institutionen- und ressortübergreifende Kooperation werden o.g. Ziele 
realisiert werden können. Erfahrungen der ersten Programmphase zeigen 
zwar, dass sich übergreifende Netzwerkstrukturen gebildet und gefestigt 
haben, sie zeigen aber auch Probleme beim Aufbau veränderter Strukturen, 
denn dort, wo Ressourcen knapp sind, respektive Mittel, die verteilt werden 
können, regiert eben auch häufig ein Ressortegoismus und nicht die 
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Einsicht, dass das Zusammenlegen der Kräfte, eine effizientere Arbeit 
ermöglichen könnte.  

Konkreten Fragen einer Politikumsetzung auf Basis von 
Governancestrategien wird in der zweiten Phase des E&C-Programmes 
nachgegangen.

Bisher wurde herausgearbeitet, dass lokale Governance-Strategien sehr 
wahrscheinlich besser als herkömmliche Strategien geeignet sind, soziale 
Exklusion zu bearbeiten und ihr vorzubeugen – dennoch lassen sich auch 
hier mögliche Probleme ausmachen. Zum einen: Wer trägt die 
Entscheidungsgewalt? Es muss sichergestellt werden, dass in Kooperation 
erarbeitete Ergebnisse auch von den kommunalen Entscheidungsträgern so 
umgesetzt werden. Dabei darf es nicht zu „Demokratiespielchen“ kommen 
und es müssen Kontrollinstanzen eingeführt werden. Zum anderen: Auch 
auf lokaler Ebene dürfen nächst höhere Ebenen nicht aus dem Blick geraten. 
So muss die Stadt als Ganzes betrachtet werden. Die Förderung besonderer 
„Problemgebiete“ darf nicht zur Vernachlässigung anderer Gebiete (und 
damit eventuell zur Herausbildung neuer „Problemgebiete“) führen.  

8.6 Fazit

Benz und Fürst haben in einem Aufsatz über Regional Governance zwei 
Bedeutungsebenen dieses Begriffes unterschieden: 

a) Regional Governance als Analysebegriff zur Erfassung der 
Realität (d.h. darunter fallen die konkreten Faktoren von 
Governance wie Netzwerkcharakter, Einbezug verschiedener 
Akteure, Regionalmanagement usw.) 

b) Regional Governance als normativer Begriff für eine effektive 
und demokratische Steuerungsstruktur (letztlich die Frage von 
Erfolg und Legitimation von Entscheidungen auf 
regionalpolitischer Ebene) (Benz/ Fürst 2003). 

Beides zusammen ergibt die Analyse- und Bewertungsebene dessen, was 
mit Governance erreicht werden soll. Der Beitrag hat sich vorrangig mit 
Aspekten der Regional Governance als Analysebegriff auseinandergesetzt.  
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Zum Ende des Beitrages möchte ich nochmals die aufgezeigten 
Hauptpunkte benennen aber auch die Diskussion zu daraus ableitbaren 
Forschungsthemen- und Fragen anregen.  

Hier bitte Abbildung 5 
einfüge

n

Es sind zwar Ansätze eines Zusammengehens von Fragen der sozialen 
Inklusion und Exklusion und Governance-Strategien vorhanden. Studien 
wie die des EISS oder die UGIS-Studie weisen in diese Richtung. Die 
Probleme werden auf einer abstrakteren Politikebene auch auf abstrakte Art 
und Weise benannt (es wird zum Beispiel von sozialer Exklusion als solcher 
gesprochen und weniger von einzelnen Aspekten). Jedoch wird auf lokaler 
Ebene wiederum eher schlaglichtartig auf einzelne Aspekte eingegangen, 
die Exklusion auch ausmachen, oftmals aber ohne die Zusammenhänge 
dieser einzelnen Aspekte, die letztlich zu sozialer Ausgrenzung führen 
können, in den Blick zu nehmen. Der explizite Bezug von Exklusion zu 
local/urban Governance scheint bisher eher die Ausnahme denn die Regel 
zu sein. Dabei sind erste Erfahrungen der Vernetzung von Ämtern und 
anderen lokalen Akteuren und deren Notwendigkeit u.a. durch die 
Ergebnisse der ersten Phase des Programms „Soziale Stadt“ gegeben 
(Aehnelt/ Häußermann/ Jaedicke/ Kahl/ Toepel 2004). Aber auch die 
Erfahrungen aus den Programmen „Soziale Stadt“ und E&C zeigen kritisch 
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Fazit

Es existieren auf europäischer Ebene erste Auseinandersetzungen 
mit dem Verhältnis von Modi sozialer Exkusion/ Inklusion und 
Governance-Strategien.

Die Beschäftigung mit sozialer Exklusion (mit all ihren Ausprägungen)
scheint auf lokaler Ebene noch die Ausnahme, denn die Regel zu sein.

Ein Versuch, der Integration durch breit angelegte Kooperation zwischen
Ämtern und weiteren Akteuren erreichen will, ist das Programm E&C.

Die Annahme lautet, dass die Behandlung komplexer Problemlagen wie
der sozialen Exklusion komplexe Herangehensweisen erfordert. Dies
kann durch Governance-Strategien erreicht werden. 
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auf, an welchen Stellen derartige Grundvoraussetzungen einer 
Governancestrategie noch nicht umsetzbar waren.  

Unterschiedliche Aspekte von Ausgrenzung sind von staatlichen und 
gesellschaftlichen Akteuren unterschiedlich beeinflussbar. So können 
kooperative Formen von staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren Fragen 
der Integration (z.B. Schritte gegen soziale Isolation oder die Umsetzung 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen besser bearbeiten als Fragen der 
Anerkennung der deutschen Staatsbürgerschaft sowie der 
Wahlrechtzulassung von Migranten), d.h. es existieren bestimmte 
Rahmungen, in denen Governance bezogen auf Gegenstrategien zu sozialer 
Ausgrenzung verwirklicht werden kann. Nichtsdestotrotz bleibt die 
Annahme bestehen, dass bei der Behandlung komplexer 
Problemkonstellationen (wie sie die Gefahr sozialer Ausgrenzung darstellt) 
auch ein komplexes Herangehen erforderlich ist. Und an dieser Stelle 
scheint die Govenance-Strategie eine Erfolg versprechende 
Herangehensweise zu sein.
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Dr. Susann Burchardt 

9 Governancestrategien im Spannungsfeld 
Jugendhilfe – Schule. Theoretische 
Hypothesen und erste Ergebnisse aus den 
empirischen Feldaufenthalten in 15 
Kommunen

9.1 Einleitung

Warum Jugendhilfe und Schule? 

Die Schule als zentrale gesellschaftliche Institution auf der lokalen 
Ebene ist in besonderem Maße von verschiedenen sozialen Problemlagen 
betroffen. Diese kumulieren bzw. überlagern sich insbesondere in Schulen 
sozialer Brennpunkte. Sie üben ihren Erziehungs- und Bildungsauftrag 
daher unter einem erheblichen äußeren Problemdruck aus.  

Die Institution Schule ist jedoch nicht nur in besonderer Weise von den 
Problemen des Stadtteils betroffen, als zentrale Sozialisationsinstanz, 
Bildungseinrichtung und zunehmend auch als kultureller Lebensraum von 
Kindern und Jugendlichen stellt sie gleichzeitig auch eine wichtige 
Ressource zur Überwindung ihrer strukturellen und individuellen
Benachteiligungen dar.

Vor diesem Hintergrund sind Schulen im Rahmen der durch LOS 
angeregten, durch Netzwerkarbeit vermittelten lokalen Kooperationen als 
Partner und Adressaten von Projekten bzw. Maßnahmen in Zusammenarbeit 
mit den Trägern der Jugendhilfe prädestiniert. Entlang der skizzierten 
Problemstellungen sind Schulen innerhalb der Programmplattform E&C und 
seiner Bausteine als wichtiger Ansprechpartner einbezogen. Auch im 
Rahmen der Diskussion um die Ganztagsschule hat die Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule eine exponierte Stellung. 

Die Sinnhaftigkeit der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule liegt 
aufgrund derselben Zielgruppen sowie ähnlicher und sich ergänzender 
Arbeitsinhalte auf der Hand. Dies soll an dieser Stelle nicht weiter 
ausgeführt werden. Trotzdem ist eine Kooperation nicht selbstverständlich
und von daher als Indikator für die Bestimmung spezifischer 
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kommunalpolitischer Steuerungsstrukturen, in unserem Falle Urban-
Governance-Strukturen theoretisch und praktisch nicht ohne analytische 
Fallstricke versehen.

Um die Art und Weise der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
sinnvoll  als Indikator für kommunale Governance zu verwenden, muss die 
unterschiedliche strukturelle Einbindung innerhalb der politischen 
Entscheidungsebenen beachtet werden.  

9.2 Asymmetrien in der strukturellen Einbindung 
von Jugendhilfe und Schule 

Die Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule dient uns als Brennpunkt 
zur Betrachtung und Beurteilung kommunaler Steuerungsstrategien.

Da die freien und öffentlichen Träger der Jugendhilfe aber in einem 
anderen strukturellen Kontext agieren als die Schule, ist es wichtig, genau 
zu schauen, welche Merkmale der Kooperationsbeziehungen zwischen 
beiden Akteursgruppen tatsächlich Rückschlüsse auf den kommunalen 
Steuerungsmodus im Sinne von Governance zulassen. 

Die folgende Darstellung verdeutlicht, dass die Schule als Akteur im 
Vergleich zu den Trägern der Jugendhilfe in wesentlichem Umfang von 
Vorgaben der Landespolitik und der Landesgesetzgebung abhängt. 

Bundesebene
- Richtlinien in Bezug auf 

Schulpolitik;
Keine Kontrollebene 

Landesebene
- Landesgesetzgebung 
- Landesschulpolitik 
 wesentliche Kontrollebene 

Kommunale Ebene
-    kommunale Schulent-

wicklungsplanung 
 untere Kontrollebene 

„Locus of Control“ 
Schule            JugHilfe
                                 

Bundesebene
- Richtlinien Jugendhilfe 
- Programm- 

förderungen/strukturen  
 keine Kontrollebene 

Landesebene
- spezifische 

Landesrichtlinien 
und Förderungen 

 keine Kontrollebene  

Kommunale Ebene
- kommunale Rahmen-

bedingungen, 
 Kontrollebene für 
öffentliche Träger 
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Diese unterschiedliche strukturelle Einbindung erschwert eine 
Kooperation auf Augenhöhe zwischen den Akteursgruppen Schule und 
Jugendhilfe. Hinzu kommt, dass wir davon ausgehen, dass aufgrund der 
Zunahme der Regelungsfülle und der Reichweite der zu regelnden 
Aufgaben und Problemstellungen die „Governancefähigkeit“ der politischen 
Steuerung in Richtung Landes- und Bundesebene abnimmt in Bezug auf den 
gesamten Steuerungs- und Entscheidungsprozess. 

Diese Aspekte beeinflussen nachhaltig die Möglichkeiten, den Akteur 
Schule in einen kommunalen Steuerungsmodus einzubinden, der nach 
unseren Kriterien Merkmale von Governance aufweist. 

Zur Vergegenwärtigung: 

Governance-Merkmale
- abnehmende Bedeutung hierarchischer Strukturen, Dezentralisierung 
- Zunahme verhandlungsförmiger Entscheidungsverfahren 
- sektor- und bereichsübergreifende Ämterkooperation 
- Interaktion von staatlichen, privaten und gesellschaftlichen Akteuren in  
 netzwerkartigen Strukturen 
- Bedeutungszuwachs von freien Trägern, Betroffenen, sonst.  
 gesellschaftlichen Akteuren aber auch Wirtschaftsvertretern innerhalb  
 dieser Prozesse und Verfahren    

Vor diesem Hintergrund gehen wir also auf der kommunalen Ebene von 
einer unterschiedlichen Ausprägung der Governancefähigkeit beider 
Akteursgruppen aus. 

Um eine sinnvolle, nicht von vornherein an den dargestellten 
strukturellen Hindernissen zum Scheitern verurteilte Zusammenarbeit 
zwischen Jugendhilfe und Schule zu ermöglichen, ist die Etablierung von 
Vermittlungsstrukturen erforderlich. 

Es ist notwendig diese strukturelle Asymmetrie aufzuheben oder 
zumindest abzuschwächen. 
Dazu gibt es u.E. mehrere Möglichkeiten: 
- Schulleiter bzw. andere wesentliche Schulakteure sind Mitglieder bzw. 

beteiligt an gesellschaftlicher und politischer Gremien- und 
Ausschussarbeit (Runde Tische, Stadtteilforen, politische Ausschüsse) 

- Schule strebt an oder gründet einen Förderverein über den Interessen, 
Probleme, Meinungen, Lösungsansätze kommuniziert werden können. 
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Strukturell hat die Schule nun die Möglichkeit die Rolle eines 
kommunalen Vereins einzunehmen, da der Förderverein einen anderen 
Locus of Control hat als die Schule als Akteur an sich. 

- Schule strebt an/befindet sich in freier Trägerschaft – direkte 
Kommunikation ist möglich. 

Unter Berücksichtigung der vorher angestellten Überlegungen, kann das 
Vorhandensein eines Vermittlungsgremiums, einer Vermittlungsstruktur zur 
Ermöglichung einer Kooperation auf Augenhöhe bereits als Indikator  für 
kommunale Governance angesehen werden. 

9.3 Akteursbeziehungen

Um das Kooperationsfeld Jugendhilfe-Schule auf spezifische Merkmale 
kommunaler Steuerungsstrategien hin zu untersuchen, ist es notwendig, 
folgende Akteursbeziehungen in den Blick zu nehmen: 

Kultusministerium               Schule 

 Welche Handlungsspielräume lassen die jeweiligen Landespolitiken den 
Schulen für autonome inhaltliche und strukturelle Entwicklungen, und wie 
werden diese von den Schulen genutzt für eine Kooperation zwischen 
Jugendhilfe und Schule? 

Kommune              Schule 

 Welche Vermittlungsstrukturen gibt es? (z.B. Gremienarbeit, 
Ausschussarbeit, wer, warum, wie, wozu?)  

Jugendhilfe (freie und öffentliche Träger)    Schule 

 Förderverein, freie Trägerschaft, Ganztagskooperationen (wer, warum, 
wie, wozu?) 
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9.4 Hypothesen

Wir gehen davon aus, dass folgende Merkmale in der Zusammenarbeit 
Jugendhilfe und Schule auf kommunale Governance schließen lassen: 

Je stärker kommunale Governance ausgeprägt, desto eher:  

wird Schule von der Kommune aktiv einbezogen, wird als Ressource 
und Möglichkeitsraum für problemadäquate Arbeit in der 
kommunalen Jugendpolitik begriffen; 

ist die Zusammenarbeit mit der Schule seitens der Kommune 
offensiv und stark ausgeprägt, Schule stellt einen wesentlichen und 
anerkannten Partner in kommunaler Gremien- und Ausschussarbeit 
dar;

strebt Schule selbst die Einbindung in vermittelnde Gremien an bzw. 
schafft selber welche; betreibt somit aktiv die Öffnung zur 
Kommune und dem Stadtteil; 

sind auf beiden Seiten – Jugendhilfe und Schule – unterschiedliche 
Organisationsprinzipien bewusst und werden durch die vermittelte 
Zusammenarbeit in Gremien, Vereinen, Ausschüssen sowie 
innerhalb dieser Zusammenarbeit berücksichtigt.   

9.5 Empirische Eindrücke 

Standort A 

Schule im E&C-Gebiet ist an mehreren LOS-Projekten als Träger 
und Nutzer von Mikroprojekten beteiligt; Schulleiter Mitglied im 
Begleitausschuss;

Schule ist über Schulleitung im zentralen Stadtteilgremium „Runder 
Tisch Innenstadt“ vertreten, Interessengemeinschaft der 
kommunalen Schulen, Schulkommission; 

Schule betreibt aktive Zusammenarbeit mit freien Trägern in der 
Schulsozialarbeit;

Es gibt am Standort A eine offizielle Kooperationsvereinbarung 
zwischen Schulamt, Schulen und Kommune, Schulen in ihrer  
Entwicklung zu Ganztagsschulen zu fördern;
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Träger der Jugendhilfe beteiligen sich im Rahmen ihres 
Bildungsauftrages und der zur Verfügung stehenden Mitteln an 
innovativen Projekten an Schulen am Standort A; 

Seitens des Jugendamtes initiiertes Präventionsnetzwerk gegen 
Gewalt und Intoleranz an Schulen arbeitet kontinuierlich mit 
Schülerinnen und Schülern. 

Standort B 

Keine Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule „die über das 
normale Geschäft hinausgeht“ (Hilfen zur Erziehung); 

Kommune „wartet ab“, wie sich Schule als Akteur profiliert (in 
Bezug auf aktive Einbindung); 

Schulschließungsproblematik ist prekär und dominiert die 
Kommunikation zwischen den öffentlichen Trägern der Jugendhilfe 
und der Schule; 

Schulleiter ist nicht in Gremien- und Ausschussarbeit einbezogen; 

LOS-Projekt, um Schule weiter im Gespräch zu halten; 

Beratungen zwischen Schule und Schulverwaltungsamt über 
Unterrichtsinhalte und finanzielle Probleme; 

Keine institutionalisierte Schulsozialarbeit, es gibt lediglich 
Beratungslehrer.

Schlussfolgerung 

Die Kooperationsbeziehungen im Bereich Jugendhilfe und Schule am 
Standort A weisen deutliche Governance-Merkmale auf.

Schule besitzt durch Einbindung in vermittelnde Strukturen relative 
Eigenständigkeit und die Möglichkeit der Kooperation auf gleicher 
Augenhöhe;

Schule wird als wichtige Ressource wahrgenommen und ist 
gleichberechtigter Partner in verschiedenen vermittelnden Gremien; 

Schule betreibt aktiv Öffnung in den Stadtteil und die Kommune 
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Die Kooperationsbeziehungen zwischen Jugendhilfe und Schule am 
Standort B weisen keinerlei Merkmale von Governance auf. 

Schule wird nicht primär als Ressource für Entwicklung des 
Stadtteils gesehen; 

Schule selbst ist auf die für sie klassisch zuständigen Akteure 
orientiert (Schulamt); 

Schulakteure sind nicht in Stadtteilarbeit oder kommunale 
Entscheidungszusammenhänge eingebunden; 

Jugendamt wird seitens der Schule nur in Bezug auf den 
Arbeitsbereich Hilfen zur Erziehung wahrgenommen; 

Keine Wahrnehmung der Träger der Jugendhilfe als Ressource für 
Schul- und Stadtteilentwicklung. 



107

Sigrid Meinhold-Henschel 

10 Partizipationsansätze in Kommunen – ein 
Zeichen für Good Governance 

Neue Herausforderungen erfordern neue Lösungen 

Das Management deutscher Kommunalverwaltungen war bis Anfang der 
1990er Jahre von hoher Kontinuität gekennzeichnet. Veränderungen in den 
Verfahrensabläufen waren höchst selten. Seit mindestens fünfzehn Jahren 
trifft diese Feststellung jedoch nicht mehr zu. Ging es zunächst um die 
deutsche Einheit sowie um die Aufnahme großer Migrantenströme aus dem 
ehemaligen Ostblock und dem nahen Osten, die von Politik und Verwaltung 
vorher nicht gekannte und gelebte Entscheidungs- und Verhaltensmuster 
forderten, so ist für das neue Jahrtausend eine weiterer Dynamisierung zu 
verzeichnen. Unsere Gesellschaft steht vor außerordentlichen 
Herausforderungen. Im Zentrum der gesellschaftspolitischen Diskussion 
stehen Phänomene wie  

Globaler Wettbewerb und technologischer Wandel, 

wachsende Anforderungen an die Qualifikation eines jeden 
einzelnen,

die demografische Entwicklung, die sich in Alterungs- und 
Schrumpfungsprozessen ausdrückt und gleichzeitig durch einen 
wachsenden Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund ge-
prägt ist, 

abnehmender sozialer Zusammenhalt mit vielfältigen Ausprägungen, 
z.B. Individualisierung der Lebensformen,  Verlust familiärer 
Bindungen oder Ausbildung benachteiligender Stadtteile.  

Jedem dieser Problembereiche ist zu Eigen, dass er sich in dem unmittel-
baren Lebensumfeld der Menschen, in den Städten und Gemeinden, aus-
wirkt. Diese sind deshalb gefordert, Antworten zu finden, die die 
Lebensqualität der Bürger gewährleisten und damit Kommunen 
zukunftsfähig machen. 
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Angesichts der großen Herausforderungen bedarf es einer grundsätzlich 
veränderten Kommunalpolitik mit klarer Prioritätensetzung, nachhaltigen 
Handlungsstrategien und Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements. 
Denn die Probleme der Zukunft sind mit traditionellen Politikansätzen nicht 
zu lösen. Herausforderungen wie zunehmende Arbeitslosigkeit, Gegensätze 
zwischen armen und reichen, alten und jungen Menschen sowie solchen mit 
und ohne Migrationshintergrund können nicht verwaltet werden, sondern 
müssen mit innovativen Ansätzen gelöst werden. Angesichts des 
Problemdrucks muss auch die bisherige Aufgabenverteilung zwischen Staat, 
Zivilgesellschaft und Individuum  überprüft werden. Damit stellt sich die 
Frage nach den Partizipationsmöglichkeiten des Bürgers bei der 
Mitgestaltung des kommunalen Gemeinwesens.

Von der Binnenmodernisierung der Verwaltung zum 
strategischen Management 

Das Gebot der Stunde ist es, strategisch und vernetzt zu handeln. Nur die 
Kommunen werden die Zukunft ihrer Bürger und Unternehmen erfolgreich 
gestalten können, denen es gelingt, strategisch wichtige Ziele zu 
identifizieren, die zu ihrer Erreichung notwendigen Konzepte zu entwickeln 
und die dafür erforderlichen Ressourcen freizusetzen. Dabei kommt es 
darauf an, sich sowohl auf lokaler wie auch auf regionaler Ebene so zu 
vernetzen, dass kommunale Angebote sich ergänzen und nicht redundant 
angeboten werden. 

Dies klingt einleuchtend und entspricht auch privatwirtschaftlicher 
Handlungslogik. Dass ein solches Handeln dennoch nicht selbstverständlich
ist, belegt zum Beispiel die Reaktion auf die demografische Entwicklung. 
Seit mindestens dreißig Jahren sind die Verschiebungen der 
Altersstrukturen, seit mindestens fünfzehn Jahren die Herausforderungen 
durch die Internationalisierung der Bevölkerung bekannt. Gleichwohl ist die 
Bereitschaft, hierauf mit angemessenen Veränderungen zu reagieren, 
außerordentlich begrenzt geblieben. Stattdessen wurden Entscheidungen zu 
Lasten kommender Generationen verschoben. Diese werden als Folge davon 
in der Zukunft nur sehr begrenzte Möglichkeiten der Gestaltung haben.
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Die Bertelsmann Stiftung hat seit 1996 darauf aufmerksam gemacht, dass 
eine Binnenmodernisierung der Verwaltung – so notwendig sie auch ist -
nicht ausreicht, die Kommunen zukunftsfähig zu machen. Um im globalen 
Wettbewerb von Kommunen und Regionen bestehen zu können, bedarf es 
einer politisch-strategischen Steuerung, die einen Schwerpunkt auf die 
Partizipation der  Bürger legt. Eine Systematisierung dieser Überlegungen 
erfolgte im Konzept der „Good Governance“.25 Hierzu führte die 
Bertelsmann Stiftung u.a. innerhalb des Projektes „Cities of Tomorrow“ 
internationale Recherchen durch, aus denen Kriterien für einen 
erfolgreichen Governance-Ansatz abgeleitet wurden. 

Es sind sechs wesentliche Kriterien, die  „Good Governance“ 
ausmachen26:

Zukunftsgestaltung durch gemeinsame Ziele  
Eine Kommune muss wissen, wohin sie will. Die Entwicklung eines 
von Verwaltung, Politik, Bürgern, Wirtschaft und gemeinnützigen 
Organisationen gemeinsam getragenen Leitbildes für die Zukunft ist 
Voraussetzung, um Prioritäten setzen zu können. Wenn die 
künftigen Inhalte des kommunalen Lebens und Gestaltens, 
Reichweite, Dynamik und Nachhaltigkeit gewinnen sollen, bedarf es 
eines starken Konsenses zwischen den Akteuren und nicht nur des 
Wissens und Wollens weniger. 

Partnerschaft für gemeinsame Lösungen  
Die Kooperation von Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung 
mit Partnern innerhalb und außerhalb der Kommune wird zum 
zentralen Erfolgsfaktor für gemeinsame und Zukunft sichernde 
Lösungen. Dabei ist die zentrale Frage, ob durch Netzwerke, 
Partizipation und Delegation von Verantwortung die 
Problemlösungsfähigkeiten der Kommune und ihrer Verwaltung wie 
auch der Partner unterstützt wird.  

25 Vergl. Marga Pröhl (Hrsg.). Good Governance für Lebensqualität vor Ort. Gütersloh 2002 
26 Vergl. Alexander Wegener. Die Kriterien zu Good Governance. in: Pröhl, 2002, S. 16 ff  und
Klages/Daramus/Masser.Vertrauensverlust in der Demokratie – Lösen Beteiligungsstrategien das 
Problem?, Speyer 2005,  S. 43 ff 
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Wirksame Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung 
„Good Governance“ erfordert ein neues Rollenverständnis von 

Verwaltung und Politik. Zwar wird die Forderung „Die Politik 

entscheidet, was gemacht wird, und die Verwaltung, wie es gemacht 

wird“ nicht in Reinkultur umzusetzen sein. Gleichwohl macht es viel 

Sinn, von der Politik die Festlegung strategischer Ziele der 

Kommunalpolitik einzufordern und der Verwaltung eine wirksame 

und wirtschaftliche Umsetzung der Maßnahmen zu überantworten. 

Herstellung von Transparenz  
Ein wichtiger Baustein des Governance-Prozesses ist die Herstellung 
von Transparenz. Bürger haben einen Anspruch darauf, zu wissen, 
welche Ziele Politik und Verwaltung haben, welche Lösungsansätze 
sie dafür entwickeln und unter welchem Personal- und Sachaufwand 
Ergebnisse erreicht werden.  Übrigens keine neue Erfindung: In 
Großbritannien stellt die Audit Commission, die in etwa die Rolle 
eines staatsweiten Gemeindeprüfungsamtes hat, relevante Daten aller 
englischen Kommunen ins Internet, so dass die Bürger sich jederzeit 
von der Leistungsfähigkeit der örtlichen Autoritäten in Vergleich zu 
anderen überzeugen können und damit natürlich auch sehr viel 
leichter Veränderungen einfordern können. 

Zielorientierter Ressourceneinsatz und kommunales Budget 
Die Verantwortung für Entscheidungen über den kommunalen 
Haushalt liegt bei der Kommunalpolitik. Ergebnistransparenz und 
die frühzeitige Einbeziehung der Bürgerschaft erhöhen jedoch die 
Akzeptanz für Haushaltsentscheidungen. Zur Realisierung 
gemeinsam getragener Ziele können Synergien zwischen den 
einzelnen Partnern genutzt und sowohl öffentliche als auch private 
Finanzierungsquellen erschlossen werden.  

Gemeinsam Lernen 
In einer Zeit, in der sich das Wissen so rasant vermehrt, dass der 
Einzelne gar nicht mehr in der Lage sein kann, alle Entwicklungen 
zu übersehen, kommt es darauf an, Wissenspools zu bilden, 
exemplarisch zu lernen und über Techniken zu verfügen, 
vorhandenes Wissen abzurufen und für die eigenen Ziele nutzbar zu 
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machen. Kommunen müssen und können nicht mehr die Kompetenz 
für alle Problemstellungen bereithalten, sie sollten vielmehr ihre 
Rolle als Manager von Problemlösungen sehen. In den neunziger 
Jahren war ein wichtiger Schritt der Wandel von der Ordnungs- zur 
Dienstleistungsbehörde. In der Zukunft wird nicht mehr 
Dienstleistung, sondern Gewährleistung die wichtigste Aufgabe von 
Politik und Verwaltung sein. Das aber erfordert vielfältige 
Kompetenzen, z.B. die Fähigkeit zu proaktiver Problemerkennung, 
zu vorausschauendem Handeln, zur Organisation komplexer und 
sich wandelnder Strukturen sowie zur Aktivierung relevanter 
Menschen und Gruppen. 

„Good Governance“ lebt von der Qualität der Interaktion zwischen Staat, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Bürger. Letztlich kommt es darauf an, diese 
Kriterien in einem  ganzheitlichem Konzept strategischer Steuerung 
umzusetzen. Die von der Bertelsmann Stiftung im „Good Governance“-
Ansatz systematisierten Anforderungen beruhen nicht nur auf einer 
internationalen Recherche, sondern auch auf langjähriger praktischer 
Projekterfahrungen. Mit interessierten und engagierten Kommunen wurde 
dieser Ansatz zum Beispiel in den Projekten  „Lebendige Schule in einer 
lebendigen Stadt“ und in „Kompass – Kommunales Projekt zum Aufbau 
einer strategischen Steuerung“ erprobt (siehe www.kompass-
modellkommunen.de).

Eine zentrale Erfahrung ist dabei, dass „Good Governance“ eine 
Änderung der gesamten Politikkultur erfordert. Politik muss lernen, die 
Bürger nicht nur bei anstehenden Wahlen ernst zu nehmen, sondern sie als 
permanente und gleichwertige Partner bei der Entwicklung strategischer 
Ziele zu begreifen. Ebenso kann es nicht angehen, dass die verschiedenen 
Ebenen von politischen Entscheidungsträgern nur ihre jeweils eigene Ebene 
im Fokus haben und sich horizontal und vertikal abkapseln. Zukunftsfähige 
Politik heißt vernetzte Politik unter Einbindung aller relevanten Akteure.
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Gute Lösungen in der Praxis 

Die Tragfähigkeit eines solchen Konzeptes wird im Folgenden an einem 
Beispiel aus der kommunalen Billdungspolitik erläutert. In dem Projekt 
„Lebendige Schule in einer lebendigen Stadt“ haben die Städte Arnsberg 
und Herten in einem partizipativen Prozess unter Einbindung von Politik, 
Verwaltung, Schulen, Eltern und Verbänden der Jugendarbeit den Abbau 
von Bildungsbenachteiligungen von Kindern mit Migrationshintergrund als 
strategisches Handlungsfeld vereinbart. Der Ist-Zustand war u.a. an dem 
Anteil ausländischer Schüler ohne Abschluss valide und akzeptierbar 
messbar. Er betrug in diesen Städten im Jahr 1998 zwischen 15 und 20 % 
und war damit ca. 3-mal höher als bei den Schulabgängern deutscher 
Herkunft. In der Auseinandersetzung mit dieser Problemlage wurde in 
Arnsberg und Herten ein Konzept entwickelt, dass eine Vielzahl von 
Maßnahmen umfasste, z.B.  

Start einer Informationsoffensive „Von der Geburt bis zur 
Einschulung“ in der Muttersprache der Migranten 

Sprachförderung im Kindergarten 

regelmäßige Sprachstandstests  

Gemeinsame Qualifizierungen von Erziehern und Grundschullehrern 

Deutschkurse für Mütter ausländischer Herkunft. 

Mehr als zwei Jahre bevor die Bildungsbenachteiligung von Kindern mit 
Migrationshintergrund durch die PISA-Untersuchung in das öffentliche 
Bewusstsein rückte, wurden die beiden Städte aus Nordrhein-Westfalen 
aktiv. Ausgelöst wurde der Prozess durch die öffentliche Diskussion über 
die Faktoren, die für die Zukunftsfähigkeit der Kommunen entscheidend 
sind. Bildung wurde dabei als ein Schlüsselthema identifiziert. Kennzeichen 
des Vorgehens war und ist es, dass sich die Städte nicht auf ihre 
gesetzlichen Zuständigkeiten als Schulträger und damit die äußeren 
Schulangelegenheiten beschränken, sondern aktiv kommunale 
Bildungspolitik machen. 

Um möglichst große Akzeptanz zu erzielen und möglichst viele relevante 
Informationen zu erhalten, ist die Beteiligung der wichtigen Akteure bei der 
Planung und Umsetzung von entscheidender Bedeutung. Mit ihnen 
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gemeinsam werden operative Maßnahmen entwickelt und optimiert. 
Vernetzung bedeutet – wie oben ausgeführt – nicht nur eine solche zwischen 
Politik, Verwaltung und Bürgerschaft, sondern beginnt mit einer besseren 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung. Deshalb wurde sowohl in 
Arnsberg als auch in Herten ein gemeinsamer Fachbereich Schule und 
Jugend gebildet, in dem ganzheitlich, also nicht nur in der Schule, sondern 
bereits in der Kindestagesstätte und in den betroffenen Sozialräumen an 
Lösungsansätzen gearbeitet werden kann. Spiegelbildlich dazu wurde auch 
ein gemeinsamer politischer Ausschuss „Schule und Jugend“ gebildet und 
damit – unter Nutzung der Experimentierklausel der Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalens - der Jugendhilfeauschuss und der Schulausschuss 
zusammengelegt. Weiterhin konnten Allianzen verschiedener kommunaler 
und nicht kommunaler Bildungseinrichtungen vereinbart werden.

Die Maßnahmen werden in beiden Städten regelmäßig evaluiert und die 
erzielten Ergebnisse in einem kommunalen Bildungsreport an die 
Öffentlichkeit weitergeben27.

Partizipation und Qualität 

Diese und andere Erfolge haben naturgemäß Voraussetzungen: Partizipation 
braucht Qualität. Diese bezieht sich auf Strukturen, Prozesse und Ergebnisse 
gleichermaßen. 

Strukturqualität
 Die Politik muss den klaren Willen zur Beteiligung haben und dies 
auch nach außen dokumentieren. Sie muss anerkennen, dass 
Beteiligung entscheidungsrelevant ist. Die vorhandenen Ressourcen 
sind auf den Beteiligungsprozess auszurichten, ein konsequentes 
Schnittstellenmanagement sichert, dass nicht redundant an Lösungen 
gearbeitet wird und Informations- und Kommunikationsprobleme 
gar nicht entstehen oder zumindest minimiert werden. 

27 Vergl. Marga Pröhl/ Sigrid Meinhold-Henschel. Stadt macht Schule. Entwicklungsperspektiven für 
die kommunale Schullandschaft. Güterloh 2002, S. 20 ff 
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Prozessqualität 
 Im Bereich der Prozessqualität kommt es darauf an, die 
Zielsetzungen, den Entscheidungs- und Beteiligungsumfang der 
Bürger, die vorhandenen Ressourcen sowie die Zeitdimensionen 
transparent zu machen. Weiterhin bedarf es einer 
zielgruppenrelevanten Ansprache der handelnden Akteure, z.B. 
genau ausgerichtet auf deutsche und ausländische Bürger. Von 
großer Bedeutung ist es, die Relevanz des Themas im Blick zu 
haben. Wenn dieses keinen Bezug zur Lebenswelt der zu 
beteiligenden Bürger hat, wird kein erfolgreicher 
Beteiligungsprozess entstehen. Sichergestellt werden muss auch eine 
qualifizierte Begleitung des Prozesses. 

Ergebnisqualität
 Glaubwürdigkeit werden Beteiligungsprozesse nur gewinnen, wenn 
die Umsetzung der vereinbarten Ziele und Maßnahmen garantiert 
werden kann sowie die Arbeit der beteiligten Bürger öffentliche 
Wertschätzung erfährt. 

Wenn viele Beteiligte und Betroffene Beteiligungsprozesse als 
frustrierend empfinden, dann auch darum, weil im Vorfeld keine Vorsorge 
getroffen wurde, dass die Voraussetzungen für die Einlösung dieser 
Qualitätsansprüche geschaffen werden. Es reicht eben nicht, politisch die 
Beteiligung von Bürgern zu begrüßen, aber nicht die erforderlichen 
Bedingungen für eine erfolgreiche Partizipation zu schaffen. Politik und 
Verwaltung dürfen kein Misstrauen in die Fähigkeiten der Bürger haben. 
Die allermeisten Menschen treffen in ihrem Arbeits- und Privatleben täglich 
Entscheidungen. Warum sollen sie dies nicht auch im Umgang mit 
öffentlichen Herausforderungen verantwortlich tun? Bürger wollen nicht 
unterfordert werden, sie wollen gleichberechtigt an der Entscheidung über 
kommunale Angelegenheiten mitwirken – und das zunehmend mehr. Darum 
wird kommunales Handeln künftig unter den Prämissen des demografischen 
Wandels, des globalen Wettbewerbs und weiter vorhandener finanzieller 
Engpässe nur dann erfolgreich sein, wenn die folgenden fünf Herausforde-
rungen gemeistert werden: 
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Bürgerbeteiligung muss als Ziel der Stadtentwicklung nachhaltig 
verankert werden.  

Es sind Strukturen aufzubauen, die es den Bürgern ermöglichen, ihr 
Wissen und ihre Initiative in die Entscheidungs- und Umsetzungs-
prozesse einzubringen. 

Erfolg wird nur eintreten, wenn Bürgerbeteiligung zielgruppen-
orientiert erfolgt. 

Ohne eine ausgeprägte Anerkennungskultur werden Partizipations-
ansätze punktuell und wenig nachhaltig bleiben. 

Letztlich sind „Good Governance“-Lösungen darin zu erkennen, 
dass Erfolge, aber auch Misserfolge, also die durch die eingeleiteten 
Maßnahmen erzielten Wirkungen, transparent gemacht und als 
Chance der Verbesserung begriffen werden. 
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